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DER SCHAH 
ISTLOS 


Wenn der Schah von Persien zu elnem oftlzlel- 
len Staatsbesuch In der Bundesrepublik eln- 
triif!, wenn auf den Fernsehschirmen zu den 
Klängen der Nationalhymnen das Haupt des 
Monarchen neben dem des Bundespı Identen 
erscheint, dann schlagen viele Herzen höher. 
Von Ihnen soll hier nicht die Rede seln. 

Wenn die Kalserin elnen Berliner Kindergarten 
besucht, derwell der Schahinschah den no- 
torischen Berliner Blick wirft, so fragt sich 
mancher Deutsche, ob es sinnvoll Ist, dafür 
— wie er meint — seine Steuergelder In fremde 
Taschen zu schleben. Auch von Ihm soll hier 
nicht die Rede sein. 

Wenn man das Herrscherpaar mit Orden und 
Ehrungen überhäuft, wenn man von dem Revo- 
lutionär auf dem Pfauenthron spricht und die- 
sen als Freund der Bundesrepublik apostro- 
phlert, dann kann es seln, daß eine kleine 
Gruppe von Deutschen, die besser Informiert 
ist, als es gewünscht wird, In Scham und Zorn 
gerät. Sie sehen es ungern, daß die Repräsen- 
tanten eins — wla sle meinen — freiheillichen, 
demokratischen Landes elnen Diktator von hler- 
zulande wohlbekanntem Format mit allen öffent- 
lichen Ehren empfangen und Ihm sogar Ihre 
Hilfe anbleten. Die Vorstellung etwa, Klesinger 
und Pahlawl legen an elner Gedenkstätte für 
Widerstandskämpfer einen Kranz nleder, Ist 
Ihnen unangenehm. Von diesen Deutschen soll 
die Rede sein; sie befinden sich nämlich In 
elnem Irrtum. 

Die Freundschaft zwischen beiden Staaten 
beruht, wie man hört, auf drei Pfellern. 1. Die 
Zugehörigkeit zum westlichen militärischen 
Bündnissystem. 2. Die Entwicklungshlife. 3. 
Die Verpflichtung gegenüber der Idee der Frei- 
helt. Ziehen wir die verordnete Ideologie von 
diesen drei Punkten ab, so tritt Jeweils die 
gleiche Struktur hervor: a) Die Erhaltung des 
Stalus quo. b) Die Steigerung von Profitraten. 
c) Die Vernebelung der realen Horrschaftsver- 
hältnlsse, Entscheidend dabel Ist, daß sich 
diese Struktur auf belde Partner der Freund- 
schaflsbande bezieht und daß sich außerdem 
In Ihr nicht die Interessen der beiden Völker, 
sondern die einer Oligarchie spiegeln: 

Zu 1.: Selbst dem amerikanischen Vizepräsl- 
denten Ist schon zu Ohren gekommen, die 
„iranische Armee sel dank der US-Hilfe In guter 
Form, sle sel In der Lage, mit der Zivilbevöl- 
kerung fertig zu werden. Die Armee hat nicht 
vor, gegen die Russen zu kämpfen, sie hat vor, 
gegen das Iranlsche Volk zu kämpfen“, Von 
der Bundesrepublik läßt sich Gleiches noch 
nicht ohne weiteres behaupten; die Kontroll- 
Instanzen sind hier In gleichem Maße abstrakt 
und anonym wie die Repression. Daß Maß- 
nahmen, die angeblich die Freiheit schützen 
sollen, In Wirklichkeit gegen die Freihelt eln- 
gesetzt werden, wird auch hier Immer deut- 
licher. 

Zu 2.: Nach Schätzungen von UN-Experten 
hätte zwischen 1950 und 1960 ein zwei- bis 
drelfacher Betrag der tatsächlichen westlichen 
„Entwicklungshilfe“ gerade ausgerelcht, um In 
den Entwicklungsländern einen jährlichen Pro- 
kopfeinkommenszuwachs von nur 2 Prozent 
zu erreichen. Die Entwicklungshilfe zlelt nicht 
auf allmähliche Industrialisierung der armen 
Länder, sie schafft dort vielmehr die Voraus- 
setzungen für günstige Geschäftsabschlüsse 
und zerstört dabei die Chance für eine viel- 
sellige wirtschaftliche Entfaltung dieser Länder. 
Daß 30 bis 50 Prozent der bisherigen Entwick- 
lungshlife als Milltärhlife gegeben wurde, ver- 
deutlicht die Absichten der Hilfe: die Möglich- 
keiten der Übervortellung zu garantieren und 
zu steigern. Politisch bedeutet die Hilfe den 
übermächtigen Einfiuß der USA und damit die 
Stabilität von Regimen wie dem des Schahs, 
die von Pleblsziten unabhängig und daher an 
Reformen uninteresslert sind, die dem Aus- 
land maximale Ausbeutung gewährlelsten und 
umso unangrelibarer werden, je größer der 
Terror Ist, dem sie das Volk aussetzen. In 
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richtete dar Schah eigenhandıg an alle QUICK-Lasar: 


diesem Terror liegt ein wesentlicher Bestand- 
teil der spezifischen Freiheit der freien Welt. 
Zu3.: Der Schah Ist nur einer unter vielen 
Freunden der Bundesrepublik, die sich zur Ver- 
teidigung der Freiheit zusammengeschlossen 
haben. Andere Freiheltsfreunde sind der Ge- 
neral Ky, der General Tschlang-Kal-Tschek, 
der General Franco, Regierungschefs von 
Staaten also, die elne bestimmte Affinität zur 
Bundesrepublik aufweisen, Staaten, die auch 
auf ähnliche Weise Interpretieren, was Freihelt 
zu sein hat, friedliche Staaten, oppositionslose 
Staaten... Die Freiheit Ist hier wie dort die 
Freiheit des Kapitals, und nur in dem Maße die 
der Individuen, In dem diese am Kapltal be- 
telligt sind. 

Bel aller Verschiedenheit der persischen und 
der bundesrepublikanlschen Gesellschaft und 
ihrer Staatsform sind doch beide Staaten ge- 
kennzeichnet durch die typischen Merkmale 
der „westlichen“ Freiheit: durch geistige und 
materielle Ausbeutung. Die Akzente sind dabel 
verschieden gesetzt. In den hochentwickelten 
Nationen wird das Bewußlseln gefügig ge- 


macht durch Antikommunismus, Christentum 
und die Einimpfung der Konsumfreude, In den 
Entwicklungsländern durch das künstlich er- 
zeugte Verlangen nach Europäisierung, durch 
die Restriktion auf das magische Denken und 
durch den Islam. Die materlelle Übervortellung, 
in den Entwicklungsländern total, tritt In der 
freien Welt auf als Diktat einer Wirtschaftstorm, 
die ein unnötiges Maß an Arbeltskraft und -zelt 
für planvoll unzuverlässige und überflüssige 
Produktion sowie elne repressive Trieborganl- 
satlon, die Degeneration aller Lebenstrlebe der 
Menschen bedingt, einer Wirtschaftstorm, die 
die Expanslon der Produktion nicht zur Auf- 
hebung der Unterdrückung, sondern zu ihrer 
Verschlelerung verwendet. 

Die Völker der armen Welt haben Inzwischen 
begonnen, sich gegen dieses System aufzu- 
lehnen, während den „aufgeklärten“ westlichen 
Völkern der Ausgang aus dieser Unmündigkelt 
noch bevorsteht. 

Den Beobachter aus der sogenannten „Dritten 
Welt“ erfüllt diese passive Hinnahme der Un- 
terdrückung mit Verwunderung. Wie senil Ist 
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der Westen? Wie demütig ist seine Jugend? 
Wie angepaßt sind seine Studenten? Wie lange 
noch werden die Bürger der freien Welt glau- 
ben, wir selen die Unmündigen und sie selen 
autonom? Genügt das Massaker In Vielnam 
noch nicht, die Völker des Westens über Ihre 
eigene Lage aufzuklären? 

Kehren wir zum Bild auf dem Fernsehschirm 
zurück. Bertrand Russell fragte einmal: „Falls 
morgen in Persien ein nationaler Aufstand ein- 
tritt, werden dann die Vereinigten Staaten die 
Iranische ‚Freiheit‘ wle In Vielnam verteidigen, 
indem sie unter größten Opfern an Menschen- 
leben die Rebelllon zu unterdrücken versu- 
chen?“ Von zuständiger Stelle kam vor einigen 
Wochen die Antwort. In einer Botschaft be- 
ruhigte Präsident Johnson die Einwohner 
„Die Berliner wissen, ebenso wie die 
rigen aller Freien Völker, daD unsere 
Verpflichtung für die Freiheit keinen Unter- 
schied des Ortes kennt“. Über diese Antwort 
dürfen sich Pahlawi und Klesinger gleicher- 
maßen freuen. Sie ist der Hintergrund der 
freundschattlichen Shake-hands. 
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Berlin — ein Modell? 


Überlegungen zur juristisch verbräm- 
ten Meinungsmache gegen Studenten 
in Berlin 

FU-Studenten spielten eine tragende Rolle bei 
sämtlichen größeren Auseinandersetzungen, 
durch die in den letzten Jahren die geistige 
und politische Windstille in Berlin gestört wur- 
de. Deshalb muß man die Auseinanderset- 
zungen an der Freien Universität im Zusam- 
menhang mit den Entwicklungen in der Stadt 
Berlin-West sehen. Tatsächlich ist die letzte 
Zuspitzung im Streit zwischen Studentenschaft 
und akademischem Senat eine direkte Folge 
der politischen Konflikte zwischen Studenten 
und dem Senat von Berlin-West. 


Meinungsfreiheit In Berlin? 


Die Weimarer Verfassung schützte die Freiheit 
der Meinungsäußerung (Arlikel 118). Dem Par- 
lamentarischen Rat schien das nicht zu ge- 
nügen. Das Grundgesetz garantiert ausdrück- 
lich neben der Freiheit der Meinungsäußerung 
auch die Freiheit der Meinungsverbreitung. 
Nach Auffassung des Bundesverlassungsge- 
richts ist dies Grundrecht „für eine freiheitlich- 
demokratische Staalsordnung . , . schlechthin 
konstitulerend, denn es ermöglicht erst die 
ständige geistige Auseinandersetzung, den 
Kampf der Meinungen, der Ihr Lebenselement 
ist. Es ist in gewissem Sinn die Grundlage 
jeder Freiheit überhaupt" (Urteil vom 15. 1. 
1958). Und: „Jedem Staatsbürger Ist durch 
Artikel 5 Abs. 1 S. 1 GG das Recht gewähr- 
leistet, an dieser öffentlichen Diskussion teil- 
zunehmen" (Beschluß vom 25. 1. 1961). 

Die Verfassung von Berlin stellt fest: Werden 
die in der Verfassung festgelegten Grundrechte 
offensichtlich verletzt, ist jedermann zum Wi- 
derstand berechtigt (Artikel 23,3). 

Presse, Funk, Fernsehen und Film stehen nur 
einem begrenzten Personenkreis zur Verbrei- 
tung ihrer Meinung zur Verfügung. In Berlin 
gibt es zur Zeit über zahlreiche Themen nur 
eine weitgehende konforme Berichterstattung. 
Darüberhinaus betreiben die auflagenstärksten 
Zeitungen ihr Gewerbe als eine Art Menschen- 
jagd auf Andersdenkende. Wer mit dieser Be- 
richterstatung nicht übereinstimmt und sich 
gegen Erklärungen wenden will, die im Schöne- 
berger Rathaus namens der Berliner Bevölke- 
rung abgegeben werden, hat nur die Möglich- 
keit, zu individuellen Formen des Protestes, 


wenn er sich nicht von polizeilicher Genehmi- 
gung abhängig machen will. 

Die wichtigste Form dieses Protestes ist die 
Sandwich-Demonstration, das heißt: die Pro- 
pagierung der eigenen Meinung auf den Stra- 
Ben der Stadt mit einem Plakat — alleine oder 
in einer picket-line. Über Jahre hinweg ist das 
immer wieder versucht worden. Über Jahre 
hinweg hat die Polizei immer wieder derartige 
Plakate beschlagnahmt, in vielen Fällen, häufig 
für viele Stunden die Plakatträger festgenom- 
men. Die Polizei beruft sich dabei auf $ 5 S(VO 
(Straßenverkehrsordnung) und die Allgemeine 
Verwaltungsordnung zu $ 5 StVO, wonach die 
Sondernutzung der öffentlichen Straßen für 
„Propaganda und Werbung” genehmigungs- 
Pflichtig ist. 

Zur Anwendung dieser Vorschrift auf Sand- 
wich-Demonstranten schreibt Dr. Adolf Arndt, 
MdB/SPD, ehemaliger Senator für Wissenschaft 
und Kunst: „Die Regelung, daß eine gewerb- 
liche Sondernutzung der Straße — z. B. für 
Reklamezwecke — genehmigungspflichtig ist, 
gilt selbstverständlich nicht für (politische) 
Äußerungen aufgrund der Meinungsfreiheit”. 
Und „Sollte . ... die Polizei über die verfas- 
sungsrechtliche Lage nicht unterrichtet” sei 
so trifft die Verantwortung dafür nicht die 
Beamten im Straßendienst, die nur ihre ver- 
meintliche Pflicht tun wollten, sondern die 
Aufsichtsbehörde, die richtige Instruktionen zu 
geben hat" (12. 6. 1964, Leserbriel an das 
Spandauer Volksblatt). 

Die Grundrechte haben normativen Charakter. 
Gesetze müssen „grundgesetzgemäß" ange- 
wendet werden. 


Gefährdung der öffentlichen Sicherheit 
durch Meinungsbeschränkung 


Wenn trotz der offensichtlichen und ständigen 
Grundrechtsverletzungen wirklich ernsthafte 
Zusammenstöße bisher vermieden wurden, so 
nur dank der außerordentlichen Zurückhaltung 
der Sandwich-Demonstranten, die von ihrem 
Grundrecht auf Widerstand bisher nicht Ge- 
brauch gemacht haben. 

Wenn politisch engagierte Personen ständig 
durch die Polizei, mit Billigung der obersten 
Landesbehörden, ihres wichtigsten Grundrech- 
tes beraubt werden, so führt das zwangsläufig 
zu einem Ohnmachtsgefühl. Aus dieser Fru- 
stralion heraus wird man teilweise auf nicht 
übliche Wege verfallen, um seine abweichende 
Meinung. trotz grundrechtswidriger behördli- 
cher Zwangsmaßnahmen allgemein deutlich zu 
machen. Eine dieser nicht üblichen Methoden 
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der Meinungsäußerung und Meinungsverbrei- 
tung war die Pudding-Kocherei anläßlich des 
Humphrey-Besuchs. 

Wenn der Senat nachträglich erklärt, welche 
Gefahren für Pudding-Werfer und andere an- 
gesichts der Nervosität des US-Geheimdien- 
stes nach Dallas und der einer Standrechts- 
Diktatur entlehnten Schußrechte der H.H. 
Gorillas bestanden haben, so muß man ge- 
rechterweise darauf hinweisen: die Verantwor- 
tung für alle Folgen läge mit beim Senat 
von Berlin, wegen der jahrelangen Billigung 
oder sogar Anordnung der Einschränkung der 
Meinungsäußerungsfreiheit. 


Das Berliner Modell 


Das Berliner Modell sieht eine Gemeinschaft 
der Lehrenden und Lernenden vor. In ihrer 
überwiegenden Mehrheit verstanden die Stu- 
dentenverlreter dieses Modell als ein verbum 
activum, das mit dem Ausbau der Universi- 
tät zu entwickeln sei. 

Von wenigen Ausnahmen abgesehen haben die 
Professoren die Möglichkeit, die die Gründung 
der Freien Universität als einer Universität 
neuer Form mit sich brachte, nicht erkannt — 
oder, wegen der Folgerungen, das heißt we- 
gen der Forderungen, die damit an sie selbst 
gestellt wurden, als unbequem abgelehnt. 
Gerade wenn man die Universität nicht als 
Stätte kurziristiiger Berufsausbildung betrach- 
tet, muß man fordern, daß sie Intellekt und 
Charakter bildet, das heißt die Kritiklähigkeit 
schärft und dio Bereitschaft vermehrt, die ge- 
wonnenen Erkenntnisse In die Praxis umzu- 
setzen. In einem Land, in dem traditionell die 
Subordination gepflegt und belohnt wird, ge- 
hört zu den vornehmsten Aufgaben der Uni- 
versität die Einübung des Ungehorsams. Das 
muß nicht nur gelehrt sondern auch vorgelebt 
werden. 


Pflichlverletzungen des akademischen Sena} 


Jede Gemeinschaft, auch die von Lehrenden 
und Lernenden erfordert ein gewisses Fürein- 
ander-Eintreten. Außerdem ist aber die Freie 
Universität eine Personen-Körperschaft des 
öffentlichen Rechts. Universitäts-Organe und 
Studierende haben im Rahmen eines öffentlich- 
rechtlichen Gemeinschaltsverhältnisses Rechte 
und Pflichten, die sich gegenseitig bedingen. 
Es besteht ein öffentlich-rechtliches Treue- und 
Fürsorge-Verhältnis. Das verpflichtet die Uni- 
versitäts-Organe zum Schutz der studenlischen 
Rochto. 

Dabei hätte auch das, von den Studenten als 
Sondergerichtsbarkeit abgelehnte, von Rektor 
und Senat in Anspruch genommene Disziplinar- 
Recht diese zum Schutz der Studenten ver- 
pflichtet. Denn wenn sich die Disziplinargewalt 
auf sämtliche Handlungen und Äußerungen 
des Studenten innerhalb und außerhalb der 


erst In der folgenden Ausgabe ausführlich über 
Die Redaktion 


Universität erstreckt, so muß sich die Schutz- /| 


verpflichtung der Universität ebenso weit eı 
strecken. 


Mißbrauch der Befugnisse? 


Mitschuldig an den Ereignissen, versucht der 
akademische Senat jetzt mit den Disziplinar- 
verfahren gegen die Pudding-Kocher und am 
sit-in beteiligten Studenten das eigene Gewis- 
sen zu beruhigen. Dies ist ein Beispiel dafür, 
wie die Universitätsverwaltung von den ihr 
gegenüber den Studenten tatsächlich oder ver- 
meintlich zustehenden Befugnissen in einer 
Weise Gebrauch macht, die in der studenti- 
schen Öffentlichkeit als einseitig und illegitim 
empfunden wird. 

Die Verstöße von Studenten und Studentenver- 
tretern gegen die Universilälsordnung und die 
Nichtbefolgung von Anordnungen des Rektors 
sind die logische Konsequenz aus der Einsicht, 
daß die rechtlichen Befugnisse einseitig an- 
gewandt werden, um die studentische Krilik 
an Mißständen in der Universität zur Wirkungs- 
losigkeit einzuschränken, und daß sie nur mil 
der Verletzung der Rektorats-Anordnungen 
erreichten, daß ihre Proteste zur Kenntnis ge- 
nommen wurden. 


Folgerungen 


Will sich der akademische Senat von dem Ge- 
ruch befreien, Vollzugsorgan einer auloriläls- 
besessenen Obrigkeit zu sein, so muß er sich 
wenigstens der Dienstaufsichtsbeschwerde und 
eventuellen Strafanzeige gegen die Polizei- 
Pressestelle anschließen. Vom FU-Kuratorium 
und Regierenden Bürgermeister muß er ver- 
langen, die Polizei-Pressestelle ebenso öffent- 
lich zu rügen, wie sie auch ihre übrigen Maß- 
nahmen öffentlich bekanntgegeben haben. 

Es gibt zweifellos Professoren, die es für unter 
ihrer Würde halten, ihre Stellung zu Studien- 
reform, Zwangsexmatrikulation und anderen 
Fragen vor Studenten zu begründen und mit 
ihnen zu diskutieren, vielleicht auch, weil sie 
fürchten, ihre Meinung werde bei den Studen- 
ten auf Ablehnung stoßen, sie könnten ausge- 
zischt werden. Akademische Würde besteht 
aber nicht in der Bewahrung deulscher Tradi- 
tionen wie dem Verharren im Elfanbeinturm 
und Mangel an Zivilcourage. Akademische 
Würde erwirbt man durch Kritikfähigkeit und die 
Bereitschaft auch die eigenen Positionen krilisch 
zu untersuchen und diskutieren zu lassen. Wer 
sich diesem öffentlichen Gespräch verweigert, 
der zeistörl allerdings das Berliner Modell 
endgültig. 

Bisher ist das Berliner Modell nicht von den 
Studenten gekündigt worden. Allerdings wird 
die Aufkündigung jetzt diskutiert, weil es vie- 
len nur eine Fassade zu sein scheint, hinter der 
überkommene Machtverhältnisse diskutiert 
worden. Reinhard Strecker 


Der alte Mann 
und das Militär 


Ein SPD-Sprecher ließ verlauten, ER sei ein 
„Zivilist Im besten Sinne“ gewesen. Offenbar 
strahlt die Netto-Bezeichnung Zivilist In deut- 
schen Landen ein so entehrendes Fluidum aus, 
daß flugs einige verbale Nettigkeiten drange- 
dienert werden müssen, um das Paradoxon 
auszudrücken, daß es auch gule Menschen 
gebe, obwohl sie Zivilisten sind. Wenn „Zivi- 
list" einen Menschen meint, den nio eine welt- 
liche Uniform zierte, dann kann man IHN 
rechtens als solchen brandmarken, denn 1896 
ließ SEINE Musterung eine konstitutionell 
schwache Lunge erkennen. Diese allzu mensch- 
liche Schwäche gebot die Rückstellung vom 
Militärdienst. In diesem Sinn, von dem nicht 
fest steht, ob er der beste sei, blieb ER tat- 
sächlich Zivilist. Selbst die Hitler-Zeit überstand 
ER als Zivilist. Wohl nicht aus Nachsicht der 
überall Wehrkraltzersetzung wilternden Mu- 
sterungsärzte, eher wegen des kraftstrotzen- 
den Einsatzes SEINES Maria Laacher Refu- 
giums. 

In den fünfziger Jahren bewies ER den nim- 
mermüden Militärs dadurch seine Gunst, daß 
ER sie schuf. Als geübter Nesthocker buddelte 
ER sich hartnäckig in den deutschen Mutter- 
boden eine Bastion, von deren hölzernen Zin- 
nen ER die Politik der Stärke herunterposaun- 
te. Die Nachschubwege seiner Redoute speiste 
ER aus don Füllhörnern des goldenen Westens, 
die Ostpassagen mauerte ER vorläufig zu. 
SEINEN einzigen Kontakt zum Osten ermög- 
lichten die Schießscharten, durch die ER ein- 
äugig, manchmal gar scheelen Auges, die- 
jenigen Zeitgenossen beobachtete, die ER mit 
rheinischem Humor bisweilen als Brüder und 
Schwestern zu umgarnen pflegte. 

SEINE Schöpfung, die Bundeswehr, förderte 
ER zwar eifrig mit Geldern, die sowieso nicht 
die SEINIGEN waren. Andersdenkenden, die 
die Rede von den Brüdern und Schwestern im 
anderen Teil Deutschlands ernst nahmen, 
sprach ER öffentlich alle Berechtigung zu 
familiären Bindungen ab und beschimpfte sie 
als vaterlandslose Gesellen, die den Unter- 
gang Deutschlands bedeuteten. Ihre Frage, wie 


das vorgegebene Hauptziel, die Wiedorvereini- 
gung des Reichs, durch die atlanlische Inte- 
gration der Westzonen zu erreichen sei, konnte 
ER nie beantworten. ER, der keine Experimente 
wollte, gab sich der Improvisation, einer Vor- 
stufe des Experiments, hin: die Politik der 
Stärke würde die Sowjets schon zwingen, ihren 
Beutoanteil aus dem zweiten Weltkrieg her- 
auszugeben. Nicht umsonst galt ER als ter- 
rible simplificateur. SEINE Soldaten, obwohl 
SEIN Produkt, beklagten häufig SEIN distan- 
ziertes Verhältnis zum Militär; sie erinnerten 
sich SEINER einstigen Versicherung, nie werde 
es wieder ein deutsches Heer geben. 

‚Aber was soll's? Auch der zeitweilige Ober- 
befehlshaber Strauß verfluchte ja zuvor eben- 
falls die Hand, die wieder eine Walfe ergreifen 
würde, Diese Haltung schützt vor geistigem 
Immobilismus. SEINE zivile Stellung läßt sich 
vielleicht durch den emotionalen Abstand zu 
den Militaria charakterisieren: für IHN war die 
Bundeswehr „nur“ ein Instrument der Außen- 
politik: Westintegration und ostwärts gerichte- 
te Politik der Stärke. Ausrüstung, Qualität, 
innere Struktur der Armee kümmerten IHN 
nicht; Hauptsache, sie war da. Das spürten vor 
allem die hohen Offiziere; sie vermißten SEIN 
inneres Engagement. Doch ER mochte keine 
Marschmusik. ER besuchte auch selten die 
Bundeswehr. SEINE zivile Bescheidenheit in 
der Kenntnis militärischer Probleme hätte 
SEIN Rumpfland übers Knie brechen können: 
SEINE Ansicht, daß taktische Nuklearwaffen 
nur eine roulinemäßige Weiterentwicklung der 
herkömmlichen Artillerie darstellten, kommt 
einem fatalen Monster-happening gleich. Füh- 
rende Strategen ordnen alle nach Kilotonnen 
TNT (Trinitrotoluol) meßbaren Kernwatfen dem 
taktischen Bereich zu, nur Megatonnen-Walfen 
werden zu den strategischen gezählt. 

Doch erst SEIN Tod sollte den Höhepunkt SEI- 
NER Beziehungen zu den Militärs bringen: auf 
den deutsch-stämmigen Schultern von Ollizie- 
ren des Bundesgrenzschutzes wurde der Sarg 
mit Inhalt aus dem Rhöndorfer Heim portiert. 
Nun gilt der dem Innenminister unterstellte 
Bundesgrenzschutz formal als Polizeitruppe. 
Herkunft, Ausbildung und Auftrag legen jedoch 
seine Zurechnung zum Militär nahe, was übri- 
gens auch der Selbsteinschätzung seiner Mit- 
glieder entspricht. Daß der Bundesgrenzschutz 
ohne die vom Grafen Baudissin konzipierte 


Innere Führung auszukommen meint, daß der 
originalgetreu der NS-Wehrmacht entlehnte 
Stahlhelm (im Gegensatz zur Bundeswehr!) 
auch äußerliche Reminiszensen zu vergange- 
nen Zeiten herstellen könnte, ist vielleicht 
SEINER Verantworlung zuzuschreiben. Daß 
SEIN letzter Weg über den schmalen Garten- 
pfad von dieser tatsächlich makabren Stalfage 
begleitet war, dürfte sich jedoch bestimmt 
SEINEM Einfluß entziehen. Ungefähr 400 Mil- 
lionen Fernsehzuschauern in aller Welt prägte 
sich ein optischer Abschiedseindruck von IHM 
ein, der einige Züge des Verblichenen stark 
überzeichnet. Oder gilt auch hier, daß die 
Wahrheit wiederum ans Oberlicht sich gemo- 
gelt hat wie bei der Frau, die im Schmerz über 
die Todesnachricht an BILD schrieb, nun sei 
auch ihre letzte Hoffnung auf Rückkehr in die 
ostpreußische Heimat geschwunden? 

Die motorisierte Lafette, die den Katafalk von 
Rhöndorf nach Bonn fuhr, glich mit ihrer be- 
helmten Besatzung eher einem ungeduldigen 
Sturmfahrzeug als einem Leichenkondukt. 
Läßt die ständige Bewachung des Palais 
Schaumburg durch den Bundesgrenzschutz 
funktionell gerade noch sich rechtfertigen, so 
überdrehte die Totenwache der Bundesgrenz- 
schulz-Generalität den wahrscheinlich gewoll- 
ten Ausdruck der Wächterloyalität bis zum Tod 
und über denselben hinaus. Militärische Trans- 
portdienste bei derartigen Veranstaltungen 
manifestieren nicht nur die mythisch verklärte 
Affinität der Soldaten zu Tod und Gefahr, in- 
dem Militärs im wahrsten Sinn des Wortes zu 
Beherrschern von Leben und Tod sich auf- 
spielen, sie usurpieren auch das Flair des 
Transzendenten, da sie als handfeste Mittler 
zwischen den Bereichen der Erde und des 
Überirdischen fungieren. Die hier gezeigte 
Banalität militärischer Handreichungen schützt 
nicht vor ihrer im Bewußtsein der Millionen 
Zaungäste sich vollziehenden Integration in die 
Sphäre des Geheiligten, die durch den Ge- 
fühlsschmarren des Großen Zapfenstreiches 
noch potenziert wurde. 


SEINE schon zu Lebzeiten sich andeutende 
Personifizierung zum Über-Vater der Nation 
dient jetzt dazu, daß nicht nur die am Begräb- 
nis beteiligten Soldaten, sondern die Bundes- 
wehr in toto in die Rolle der dankbaren, aber 
waffenstarken Landeskinder schlüpft, die dem 
verdienstvollen Patriarchen Geleitschutz auf 


archiviert von: Rechtsanwalt H. Riehn 


der letzten Reise gewährt, Die Gelühlsambiva- 
lenz, der ein Patriarch sich ausgesetzt sieht, 
drückt auch diejenige der Bundoswehr aus, die 
sie für IHN übrig hatte: Dankbarkeit für die 
Zeugung, Gekränktsein für die Vernachlässi- 
gung. Der Ganzheitscharakter der Bundeswehr, 
d. h. die Absicht, am Prestige der Sargträger 
und -wächter die gesamte Bundeswehr parli- 
zipieren zu lassen, zeigt sich daran, daß alle 
Teilstreitkräfte Ehrendelegationen entsandten. 
Kaum wird sich der Bundeswehr eine ähnlich 
günstige Situation bieten, ihre hier am Über- 
Vater dargestellte Schutzfunktion gegenüber 
der Gesellschaft werbewirksamer darzustellen 
Was ER zu Lebzeiten vielleicht bewußt ver- 
mied, SEIN Trauerzeremoniell hat es dennoch 
vorangetrieben: die Integration der Bundes- 
wehr in die Gesellschaft. Die Präponderanz 
des emotionalen Moments dieser Situations- 
mechanismen läßt jeden Hinweis auf den pre 
kären politischen Aspekt einer derart martia- 
isch aufgezogenen Begräbniszeremonie als 
geschmacklos abprallen, selbst dann, wenn 
Sargbegleiter im Generalsrang der Bundes- 
wehr großkotzig Hitler-Auszeichnungen ange- 
schnallt haben. Den ausländischen Beobacı 
tern wirdso manche Erinnerung gekommen sein. 
Da beim Trauerzeremoniell alle beteiliglen 
Personen streng-peinlich nach ihrem Status, 
sprich: nach der von ihnen repräsentierten 
Macht herumbugsiert wurden, sollte auch das 
Auftreten der Militärs nicht nur nach ästheti- 
schen Kriterien bewertet worden: daß die 
Mächtigen im ersten Glied standen, gilt auch 
für die Bundeswehr. Sie gehört endlich „dazu 
ie enggeschnürten Helmriemen der Generali- 
tät ließen daran keinen Zweifel. Wido Mosen 
"Anmerkung zum Leltarilkel (Selte 1J: 
Bo Rowohlt-nkluell erachlen Im März 1967 von Batıman 
Nirumand: Persien, Modell eines Entwicklungslander 
oder Die Diklalur der frelen Welt. NacherInnerung von 
Hans-Magnus Enzensberger. 
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Rufmord 


Zu später Stunde wurde am 23. Mai der siv. 
ASIA-Vorsilzende für Finanzen, Reinhold Hel- 
ler, vom Studentenparlament abgewählt. Grund: 
Unfähigkeit, durch die Vorlage des Haushalts- 
planes dokumentiert. 

Hierzu die Vorgeschichte: Die Studentenschaft 
muß ihr Haushaltsjahr vom akademischen (15. 
10) auf das Kalenderjahr (1. 1.) umstellen. 
Dadurch ist es erlorderlich eine Zeitspanne 
von 27, Monaten zu überbrücken. Die in die- 
ser Zeit anfallenden Ausgaben beschloß der 
Haushaltsausschuß zum Teil durch Einsparun- 
gen des laufenden Haushalts zu decken. Hier- 
zu forderte er Herrn Heller auf, einen Nach- 
tragshaushalt dem Parlament vorzulegen. Als 
der Finanzreferent innerhalb von vier Wochen 
dies nicht zuwege brachte, wurde er vom Par- 
lament von jeder anderen Tätigkeit freigestellt. 
Nach 14 Tagen legte Heller einen Haushalts- 
plan vor, der die Titel des letzten von P. J. 
Mees erstellten Planes proportional ansetzte. 
Diese einfache Dreisatzaulgabe war alles, was 
der Finanzreferent in einem Zeitraum, für den 
er DM 110,- Aufwandsentschädigung kassierte, 
zu leisten vermochte, 

Als Einnahmen nahm er großzügig die liquiden 
Mittel der Studentenschalt, die sparsamere 
ASWA'S in zehn Jahren mühsam angesammelt 
hatten. Würde der Plan von Heller beschlossen, 
so müßte in Zukunft boi der kleinsten Mehrbe- 
lastung (z. B. bei einem Defizit einer Veran- 
staltung) eine Umlage auf die Studenten ge- 
macht werden, d. h. eine Beitragserhöhung 
würde vom Landesrechnungshof spätestens 
bei der nächsten Prüfung verlangt werden. 

Das Parlament zog die Konsequenz aus dieser 
seltsamen Finanzpolitik und wählte den Finan- 
zer ab. Nun wähnt Heller (AHP) sich als Opfer 
eines politischen Fememordes, bei dem sich 
vom SDS angezettelt alle Gruppen bis zu den 
Korporalionen gegen ihn verschworen haben. 
Es ist auch zu schwer, wenn man sich als 
aktiven Politiker bezeichnet, die eigene Unfä- 


higkoit einzusehen. S. 
Kindergarten 
Der im letzten Sumester vom AStA groß an- 


gekündigte Kindergarten für den Nachwuchs 
Studierender Eltern, könnte zum nächsten Se- 
mester Wirklichkeit werden. Vorausgesetzt daß 
Kuratorium und Rektorat der Universität Ihre 
Zustimmung zum Plan des AStA geben. Nach- 
dem das ehemalige „Hotel Heidelberger" von 
der Universität als Seminargebäude gepachtet 
wurde, stellte sich heraus, daß die unteren 
Restaurationsräume nicht für wissenschaftliche 
Zwecke nutzbar sind. Dagegen sind sie für 
einen Kindergarten ideal. Er belände sich auf 
dem Unigelände, also für die Eltern jederzeit 
erreichbar, und der ehemalige „Biergarteı 

ließe sich als Auslauf verwenden. { 
Die katholische und evangelische Studenten; 
gemeinde haben zugesagt Stühle, Tische und 
Spielzeug zu spenden, während Studentenwerk 
und Quartier-Latin-Überschüsse (die recht be- 
trächtlich sind) für den größten Teil der übri- 
gen Kosten aufkommen. Die Eltern, die ihre 
Kinder ganztägig (von 8 bis 17 Uhr) oder auch 
stundenweise, den Kindergärtnerinnen anver- 
trauen können, müßten etwa 40 DM pro Monat 
zahlen. Allerdings: von den aus der Sozialum- 
frage ermittelten 250 Interessenten können nur 
‚etwa 60 berücksichtigt werden. H.R. 


Urvater und Reich der Mütter 


Ein Studentenkindergarten, präziser: ein Stu- 
dentenkinderkindergarten ist geplant, also gab 
es auch im Studentenparlament eine Debatte 
darüber. Auf Anfrage teilte der AStA mit, daß 
„ein großer Bedarl an Studentenkindern test- 
gestellt worden“ sei, und gerne nahm er die 
Anregung entgegen, es sollten „neben Kindor- 
gärtnerinnen auch freiwillige Helferinnen aus 
dem Reich der Mütter angestellt werden“ (was 
nicht heißen soll, daß Studentinnen der Ger- 
manislik bevorzugt würden). Und weil man da- 
mit bei der Bildung war, gab es einen Exkurs 
über den Nutzen der Bildungswerbung auf dem 
Lande, wobei sich folgender Dialog entspann 
kann man sagen, daß Hessen relativ gut 
steht.“ Opponent um jeden Preis: „Sie sa- 
gen, Hessen steht sehr gut da, aber...“ Ver- 
Such korregierender Störung: „Relativ gut hab! 
ich gesagt!" Zweiter Anlauf: „Also gut, Sie sa- 
‚gen, Hessen steht relativ sehr gut da...“ So- 
dann folgte die Erkundigung nach speziellen 
Werbemöglichkeiten: „Ich möchte den AStA 
tragen, ob es möglich ist, politische Werbung 
in Kollegienhäusern.. .." Einer, der gerade auf- 
wachte: „Wie bitte wo?“ Ungeduldige Antwort: 
„Also mein Gott, es gibt doch da gewisse Häu- 
Ser, wo..." Aber der Kindergarten ruhte nicht. 
Die Opposition kleidete ihre Angst, der AStA 
könne unkontrolliert Verträge abschließen, in 
die bilderreichen Worte: „Ich habe den Ein- 
druck, daß Herr Peters so als eine Art Urvater 


oder Urmutter stellvertretend lür die Studen- 
tenschaft Verträge schließt.” Da es sich um ein 
Zukunftsprojekt handelt, muß alles bedacht 
werden, nämlich auch die Frage „Ist dabei be- 
rücksichtigt, daB der Kindergarten nicht nur für 
schon bestehende, sondern auch für noch in 
der Zukunft zu zeugende Kinder geplant wer- 
den sollte?" Zum Schluß warnte ein Parlamen- 
tarier seine Kollegen vor „Resolutionen, die 
sich im Sande verlaufen“ und ging zum ernsten 
Teil der Sitzung über. M.M. 


Selbstmordsicher 


Wie die AStA-Informationen berichteten, wur- 
den im Studentenheim Ludwig-Landmann-Str. 
in den Ferien die Schlösser in sämtlichen Zim- 
merlüren ausgewechselt. Als Grund dafür gab 
die Verwaltung der Süiftung Studentenhaus an, 
daß die Zimmer für den Fall von Selbstmord- 
versuchen und Feuersbrünsten jederzeit betret- 
bar sein müßten. Im Gegensatz zu den ande- 
ren Heimen war es nämlich in der Landmann- 
Straße möglich, die Türen von innen zu vi 
schließen und durch Steckenlassen des Schlü 
sels auch unwillkommenen Besuchern den Zu- 
tritt zu verwehren. Dem wurde also abgeholfen 
— ohne vorherige Rücksprache mit den Heim- 
bewohnern selbstverständlich, 


Darauf angesprochen, erklärte der Vertreter 
der Studentenschaft im Vorstand der Stiftung, 
Otto Mürmann, auf der Parlamentssitzung am 
9. Mai, daß die Stiltung nichts von dem ge- 
planten Schlössertausch gewußt habe, dieser 
vielmehr von der Baufirma ohne vorherige 
Rücksprache ausgeführt worden sei. Otto Mür- 
mann bedauerte diesen Vorlall, zumal die Ver- 
waltung dem Schlössertausch nicht zugestimmt 
haben würde, wenn sie vorher davon erfahren 
hätte, Jetzt sei es leider zu spät. 

Seltsam jedoch, daß derselbe Herr Mürmann 
bereits vor Monaten dem damaligen Heimprä- 
sidenten des Studentenheimes Bockenheimer 
Warte, Ernst Girth, von der geplanten Aktion 
erzählt hatte (vertraulich natürlich. Anderen 
war diese Aktion ebenlalls bekannt. Schon 
damals hatte Mürmann aul Selbstmord- und 
Brandgefahren hingewiesen, denen durch un- 
verschließbare Türen abgeholten werden kön- 
ne. Vorausgeselzt, daß Herr Mürmann in der 
Zwischenzeit nicht an durch Opportunismus 
verursachlem Gedächtnisschwund litt, muß er 
seine Informationen also direkt von der Bau- 
gesellschaft bezogen haben. Unter diesen Um- 
Ständen aber genügte or wedor seiner Informa- 
tionspflicht der Verwaltung gegenüber, noch 
wahrte er die Interessen derer, die ihn in den 
Stiftungsrat entsandten. Herr Mürmann ist 
Student. 

Das Parlament jedenfalls sei vor Mürmanns 
Gedächtnisschwund gewarnt; Selbstmördern 
aber wird vom Einzug in die Ludwig-Landmann- 
Straße abgeraten. ub 


Sittenzerfall 


Das Kultusministerium wittert Zerfall von Sitte 
und Moral im Studentenheim Bockenheimer 
Warte. Das ging aus einem Anruf hervor, den 
der Geschäftsführer der Stiftung Studenten- 
haus, Lothar Grawe, von einem Beamten des 
Wiesbadener Ministeriums erhielt. Stein des 
Anstoßes ist die Belegung des Wohnheimes, 
in dem drei der vier Flure koedukiert sind. 
Dem Beamten waren Ungeheuerlichkeiten zu 
Ohren gekommen, wie elwa eine Benutzung 
desselben Waschraumes durch Heimbewohner 
verschiedenen Geschlechts. Überhaupt zeigte 
man sich über die ganze Tendenz besorgt. 

In einem Brief an den Kultusminister bemühte 
sich die Verwaltung, die moralischen Beden- 
ken zu zerstreuen. Es wurde darauf hinge- 
wiesen, daß eine Verwechslung der Wasch- 
räume nur in mutwilliger Absicht möglich sei, 
da sie jeweils am Ende der in Damen- und 
Herrenhälften geteilten Flure lägen. 

Als positiv wurden eine Verbesserung der At- 
mosphäre in den nun gemischten Fluren, eine 
aktivere Anteilnahme der weiblichen Bewohner 
an der Heimgemeinschaft und die zum ersten- 
mal in einem Heim erfolgte Wahl einer Dame 
zur Heimpräsidentin angeführt. Von dem als 
„Verfall von Sitte und Moral" bezeichneten 
Zustand, bat man durch Augenschein erst ein- 
mal persönlich Kenntnis zu nehmen. ub 


Landesstrahlen 


Ob es Unterschiede in der Qualität der Rönt- 
genstrahlen gibt, je nachdem ob sie in Hessen 
oder Rheinland-Pfalz verstrahlt werden, konnte 
eine Studentin, die nach dem 2. Semester von 
Mainz nach Frankfurt wechselte, nicht fest- 
stellen. Eines aber erfuhr die um ihren Strah- 
lungshaushalt besorgte Kommilitonin von Herrn 
Gerathwohl im Studentenwerk: Die Röntgen- 
untersuchungen des Landes Rheinland-Pfalz 
sind dem Lande Hessen nicht anerkennungs- 
würdig, daher muß, nach $ soundso, Absatz 
soundso, ganz gleichgültig wann die letzte 
Untersuchung stattfand, die junge Dame sich 
noch einmal (hessisch) röntgen lassen. R. 


Personalien 


Reinhard Buhlert, PKW-Referent im ASIA, 
blickt in diesen Tagen auf eine für AStA-Ver- 
hältnisse ungewöhnlich lange Amtszeit zurück: 
seit drei vollen Jahren vermietet er die PKW 
und Busse der Studentenschaft. Man kennt ihn 
nur als „Bubu", und dieses düster alliterieren- 
de, teils mißbilligend nach Kinderschreck, teils 
erwartungsvoll nach Rübezahl klingende Epi- 
theton trifft genau die polternd-gutmütige Art, 
in der Bubu sich allzusehr auf Autos Verses- 
sene vom Leibe hält, Werkstätten zu schneller 
Erledigung der zahllosen Reparaturen drängt 
oder auch einmal einen Wagen außerhalb der 
Reihe beschafft, wenn man ihn davon über- 
zeugen konnte, daß es notwendig sei. Freilich, 
Jazu gehört forensische Beredsamkeit — nie- 
mand kann geraten werden, Bubu außerhalb 
der Sprechzeiten aufzusuchen: Er schlägt mit 
schrecklicher Grobheit zurück, eine späte Fol- 
ge nächtlicher Ruhestörungen, kann penetrant 
auf Formalien insistieren, genau so lange, bis 
selbst großkopfele Funklionäre, resignierend 
gegenüber so viel Dickfelligkeit, sich keine 
Extrawürste mehr erlauben. Zu Bubus knorrig- 
pfifliger Art paßt sein atavistisches Hobby: 
Doppelkopf. Er selber aber hat nie den Vor- 
wurf auf sich gezogen, mit einem Januskopf 
herumzulaufen oder doppelzüngig zu reden. 
Unfähig zu jeder Intrige, wird er denn auch zu 
Recht besonders böse, wenn man, wie im lotz- 
ten Wahlkampf geschehen, seine redliche Ein- 
deutigkeit in Frage stellt. Bubu ist ein Original, 
ein Anachronismus — möge er uns noch lange 
erhalten bleiben. 


Achim Opel, Sozialreferent des AStA, versuch- 
te, für die Stiftung Studentenhaus Einzelzimmer 
an Ehepaare zu vermieten. Als die wohnungs- 
suchenden Paare den Preis erluhren (DM 200 
für zwei Zimmer ohne Küche, Bad und Ver- 
bindungstür), waren sie nicht mehr interessiert, 
Der Stiltung Studentenhaus war von privater 
Seite ein Haus in der Landgrafenstraße zur 
Vermietung angeboten worden, allerdings für 
Ehepaare denkbar ungeeignet. Trotzdem ver- 
suchte Geschäftsführer Grawe seinen guten 
Willen zu zeigen. Vergeblich. In naher Zukunft 
ist jetzt auch weiterhin nicht mit stiftungsge- 
förderten Ehepaarwohnungen in Frankfurt zu 
rechnen 


Hans-Jürgen Eckl, genannt Heili-Geily, bis auf 
weiteres wegen seiner bedingungslosen Liebe 
zu Godard in Jean-Luc umgetauft, erfuhr keine 
Entlastung von seinem Vorstandsposten im 
Filmstudio, da er zusammen mit seinen eben- 
falls verbliebenen Vorstandskollegen Staimmer 
und Waliwaiko noch Außenstände eintreiben 
muß, er 


BERUFUNGEN 


Dr. Reinhold Grimm, hat einen Ruf als ordent- 
licher Professor an die Universität von Wis- 
consin in Madison erhalten. Er wird bereits 
im Sommer dieses Jahres einen Lehrstuhl für 
neuere Germanistik übernehmen. 


Günther Jaenieke, Prof. Dr., Ordinarius für 
Staats-, Verwaltungs- und Völkerrecht an der 
Johann Wolfgang Goethe-Universität, ist von 
der Bundesregierung mit der Vertretung der 
Bundesrepublik in ihrem ersten Rechtsstreit 
vor dem Internationalen Gerichtshof in Den 
Haag beauftragt worden. 

Bei diesem Rechtsstreit geht es um die Ab- 
grenzung der dänischen, deutschen und nie- 
derländischen Anteile am Festlandsockel in 
der Nordsee, d. h. der Gebiete, in denen die 
Küstenstaaten das ausschließliche Recht zur 
Ausbeutung des Meeresgrundes für sich in 
Anspruch nehmen. Dieses Recht hat wegen 
der Erdgas- und Erdölfunde in der Nordsee 
aktuelle Bedeutung erlangt. 


LEHRAUFTRAG 


Carlo Schmidt, Prof. Dr. jur. (Wissenschaft von 
der Politik), zur Zeit Bundesminister für An- 
gelegenheiten des Bundes und der Länder, 
erhielt für die Dauer seiner Zugehörigkeit zur 
Bundesregierung einen Lehrauftrag im Rah- 
men seiner venia legendi in der Wirtschafts- 
ünd Sozialwissenschaftlichen Universität Frank- 
fürt, 


AUSLANDSREISEN 


Otto Monsheimer, Prof. Dr. phil. (Politische Bil 
dung, Berufserziehung und Erwachsenenbil- 
dung), unternimmt im Auftrag der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft eine Forschungsreise 
in die USA, um Test- und Researchmethoden 
zur Bildungsökonomie, die Centers für Voca- 
tional Education und die Forschungsstätten 
für die fortgeschrittensten Methoden der so- 
cial studies kennen zu lernen und darüber zu 
berichten. 


EHRUNGEN 

Adalbert Erler, Dr. jur., ordentlicher Professor 
für Deutsche Rechtsgeschichte, Kirchenrecht 
und Zivilrecht, hat vom italienischen Staals- 
präsidenten einen Orden mit dem Titel eines 
„Commendatore“ verliehen bekommen. 


archiviert von: Rechtsanwalt H. Riehn 


BAR - | 
FRAGEN SIE FRAU CHARLOTTE 


Liebe Frau Charlotte, 
man hat mir während meiner Studienzeit nun 
olt genug gesagt, es sei falsch, auf „die da 
oben“ zu schimpfen, selber aber unpolitisch 
abseits zu stehen. Das habe ich mir auch zu 
Herzen genommen, besonders in Sachen Men- 
sa, doch ich weiß nicht, liebe Frau Charlotte 
— irgendwie scheint mein staatsbürgerliches 
Bewußtsein immer noch unterentwickelt. Ich 
muß etwas falsch gemacht haben, 
Immerhin, ich habe meine Unterschrift gegen 
die Preiserhöhung abgegeben, habe mich für 
den Protestmarsch nach Wiesbaden angemel- 
det, der dann verboten wurde, habe den Her- 
ren vom AStA Beifall geklatscht für ihre Er- 
klärung, sie würden lieber aus dem Vorstand 
des Studentenwerkes ausscheiden, als eine 
Essenverteuerung hinzunehmen; ich habe mit 
Begeisterung den Umsatz von Currywürsichen- 
Müller erhöht, obwohl die Würste halb roh 
waren und der Kartoffelsalat teuer, nur um die 
Mensa zu bestreiken — ja ich habe mich sogar, 
was ich sonst nie tun würde, einem anarch 
schen sit-in der Provos ın der Mensa ange- 
schlossen (dabei ist es nach Verabreichung 
eines Mensaossens weiß Gott schwierig, Kräfte 
zum Demonstrieren zu sammeln bzw. den Men- 
samief noch länger auszuhalten) 
Was, liebe Frau Charlotte, was hall's? Heim- 
lich still und leise kam der Groschenklau denn 
doch. Und die Vorstandsmitglieder sind Immer 
noch im Amt. 
Da stehe ich nun, ich törichter Armer (DM 290 
Honnet), und frage Sie: Was in aller Welt habe 
ich falsch gemacht, was kann man denn sonst 
noch tun? Ich bin ja guiwillig, aber nun weil 
ich wirklich nicht mehr weiter. 

Ihr Hubert W. aus D. 


Lieber Hubert, 

nicht Ihr staatsbürgerliches Bewußtsein ist un- 
terentwickelt, denn mehr als Sie gelan haben, 
kann man von Ihnen nicht verlangen, aber of- 
fensichtlich verstehen Sie nichts von der Psy- 
chologie der entscheidenden Herren „da oben", 
wie Sie sie nennen. Darum mußten Ihre Pro- 
testaktionen scheitern. Der Zug nach Wiesba- 
den beispielsweise war doch immer nur als 
trojanischer beschlossen, der platzen mußle: 
wer hätte ihn denn bezahlen sollen? Und gar 
seinen Vorstandsposten im Studentenwerk auf- 
zugeben? Das ist ein bißchen viel verlangt. 
Bellen ja, aber sowas doch nicht. 


Man hatte natürlich weitreichende Überlegun- 
gen im Vorstand des Studentenwerkes ange- 
stellt: Man wolle seinen Posten zur Verfügung 
stellen, hieß es, einen neuen Vorstand wählen 
lassen, der werde wieder zurücktreten, und 
dann müsse Herr Minister Schütte selber jenes 
Dekret erlassen, die Preise zu erhöhen, damit 
das vorstandslose Studentenwerk seinen im 
Geselz verankerten sozialen Auftrag weiter 
werde erfüllen können. Bedeutungsvoll fügte 
man hinzu: Wird er sich das leisten können? 
Wird er den Eklat wagen. Er hat doch schon 
früher bei ähnlichen Anlässen klein beigege- 
ben, obwohl zuerst auch kein Geld da war. 
Aber es liegt, wie mir ASIA-Vorsitzender Peters 
versicherte, ganz auf der politischen Linie des 
Vorstandes, erst den Beschluß zu fassen und 
ihn dann nicht auszuführen. Denn: „die Preis- 
erhöhung wäre jä doch nicht zu verhindern 
gewesen.“ Man resigniert also von vornherein 
= freilich nicht vom Amt, versteht sich, läßt 
aber Sie, lieber Hubert, noch umsonst ein biß- 
chen streiken, um Ihren Zorn in die richtigen 
Kanäle abzuleiten 

Sie sehen, die Psychologie der großen Leule 
hat ihre Eigenheiten, die man kennen muß, um 
sich richtig zu verhalten. Da Sie aber offen- 
sichtlich noch beglückend naiv und guten 
Glaubens agieren, kann ich Ihnen wohl keinen 
Rat für Ihren zukünftigen Umgang mit „denen 
da oben" erteilen. Ich möchte Ihnen aber zum 
Schluß wenigstens mein Glaubensbekenntnis 
verraten: Ich halte es mit den hohen Herrn 
vom ASIA so, wie weiland Tertullian, vor mehr 
als 1700 Jahren, mit dem lieben Gott: credo 
quia absurdum Ihre Frau Charlolte 


Prof. Erler hat wissenschaftliche Beziehungen 
auf dem Gebiet der mittelalterlichen Rechts- 
geschichte zwischen Italien und Deutschland 
gefördert. Mit Prof. Dr. Emilio Bussi, Modena 
=Rom, gründete er 1959 das italiennisch-deut- 
sche Seminar für mittelalterliche Rechtsge- 
schichte. 
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Vietnam — ein Vortrag und zwei Briefe 


Anläßlich der deutsch-amerikanischen Freundschaftswoche hielt Professor Max Horkheimer am 


7. Mai einen Vortrag im Amerikahaus in Frankfurt. Am Morgen hatte er auch an der Er‘ 


Inungs- 


kundgebung auf dem Römer teilgenommen und dort einen amerikanischen General nach des- 
sen Vietnamrede mit demonstrativem Händed:’uck begrüßt. Diese beiden Vorfälle veranlaßten 
die SDS-Gruppe Frankfurt zu einem offenen Brief, auf den Professor Horkheimer seinerseits 


mit einem Schreiben antwortete. Wir drucken bei 


je Briefe ab. Zuvor bringen wir einige Zitate 


aus der Rede Horkheimers, auf die sich der SDS bezieht. Die Rede wurde offenbar ohne aus- 
gearbeitetes Konzept gehalten (eine Mitschrift liegt dem DISKUS vor). Manche Passagen er- 
weckten den Eindruck einer undifferenzierten Verteidigung der amerikanischen Vietnampolitik. 


„Diejenigen, dio gegen den Krieg in Vietnam hier in 
Frankfurt domonsirieren, dürten wissen. daß die Men- 
schen, die hier sprechen, daß der Herr Oberbürger- 
meistor und selbst ich, keinen Augenblick das Furcht- 
bare vergessen, was dort vorgeht; aber mit Demon- 
stralionen verhindern wir das nicht. Was wir Iun kön- 
nen, ist, in anständiger Weise vorsuchen, an dem 
Aufbau einer richligeren Welt mitzuwirken. Dazu ge- 
hört heute auch die Einsicht über die Dinge in Vielnam, 
aut die ich nachher zu sprechen kommen werde. 

Abor oben dieses Land, das sollen wir wissen, das 
sollen wir keinen Augenblick vergessen, war das Land, 
das denen, dio haut mit Recht ihre Zweifel im Hi 
blick auf Vietnam haben, seine Arme geöffnet hat, die 
In Europa ihrer Treiheitlichen Gesinnung willen verfolgt 
waren. 

Wonn In Amerika es gilt, oinen Krieg zu führen — 
und nun hören Sie wohl zu — einen Krig zu lühren, 
so ist es nicht so sehr die Verleidigung des Vater- 
landes, sondern es Ist im Grunde die Varleidigung dor 
Verfassung, die Verteidigung dor Menschenrechte und 
Sie können haute sagen: ja, und was passierl denn 
da in Vietnam? Sie können mit Recht all das Furcht- 
baro darstellen - wenn Sie as können — was In 
Vielnam sich ereignet, Aber diese jungen Menschen, 
die da hinausgehen, zu glauben, sie verteidigen die 
Welt, in dor es noch ein bißchen so elwas wie Frol- 
heit gibt, gegen das Gegenteil, selbst wonn man dazu 
auch lotalitäre Mächte leider benutzen muß. Das kann 
ein Fehler sein, das kann ein Denklehler sein, es kann 
vorkehrt sein, aber derjenige, dor urteilt, der soll wo- 
nigstens sich’ auch um diese Dinge kummern; der soll 
wonigstons, wonn or von Vielnam redet, daran danken, 
daß wir hior nicht zusammen wären und frei reden 
könnten, wenn Amerika nicht eingegrilfen hätte und 
Doutschland und Europa vor dem lurchibarston totali- 
färon Terror schließlich gereltet hätten. (Beifall) All 
diese Dinge haben vielo Doulsche, nicht nur In dieser 
Generation, denn os war sehr ähnlich auch In andoran 
Generationen, gefühlt, Ich denke da an ainen Frank- 
Iurtar, dor Goelhe hieß, und dor ein sehr große Hin- 
neiguing zu Amorika besaß. Er hal seit dan Freiheils- 
kriogen, als die Namen, wie er damals sagte — Frank- 
Iin und Washington — anlingen, am politischen und 
kriogerrischen Horizont zu glänzen und zu funkeln, für 
‚Amorika goschrleben und gedacht. 

Ich deute das auch dashalb an, um denjenigen, die 
Sicher aus gulon Gefühlen über Vielnam entsetzt sind, 
zu sagen, daß os sehr viele Dinge immer Im eiganen 
Lande gibt, die man verbessern könnte, Ich salbst 
habe während der Zelt von 33 bis 50 viel publiziert in 


‚Amerika, aber ich habe praktisch, vielleicht mit ganz 
kleinen "Ausnahmen, kein Wort gegen das 3. feich 
‚geschrieben, weil ich mir sagte, das ist zu einlach, von 
der anderen Seile des Ozeans nun auf Deutschland 
zu schimpfen. Erstens hal es keinen Wert und _zwei- 
tens kann ich dem Lande, in dem ich lebe, nämlich 
den Vereinigten Staaten, einen größeren Dienst er- 
weisen, wenn ich meino kritischen Fähigkeiten auf die 
Gegenstände anwende, die os in diesem Lande zu 
verändern und zu verbessern gilt. So möchte ich nur 
wünschen, daß, wenn über Vieinam heute debattiert 
wird und protestiert, daß diejenigen, die zu diesem 
Schlusse kommen, sich sehr ernsthaft mit den Fragen, 
um die es hier goht, befassen sollen. Ich möchte 
nochmals wiederholen! über das Grauenvolle gibt es 
keinen Zweifel, aber das Grauenvolle ist ja in der 
Welt, in der wir leben. Wir verkehren doch, welchem 
Staat wir auch angehören, mil einer ganzen Reihe von 
Nationen, in denen die widerliche totalitäro Herrschaft 
sich ausbreitet. Wenn Sie schr genau sich das an- 
sehen, von sogenannten hochentwickelton Ländern, 
ro schönen und großen Verbeugungen machen und 
wunderbare Verhandlungen führen mli Vertreiern von 
Regierungen, die eine totalitäre Herrschaft ausüben, 
dann werden Sie die unendlichen Probleme konnen. 
mit denen unser allor schuldbeladenes Leben zu tun 
hat, In diosen Tagen brauchen Sie nur an Griechen. 
land zu denken. Und ich habe nicht gefunden, daß nun 
auf einmal Griechenland in Acht und Bahn getan 
worden ist. Ich meine, das Wichtigste Ist, und dazu 
sollte die Jugend 

duktiven Sinne, kr 
Dingen zu stehen, an donen man vielleicht etwas An- 
dorn kann 

Wir wollen, und ich glaube, das Ist der eigentliche 
Sinn dor deutsch-imerikanischen Freundschaft. zusam- 
menwirken, damit es in der Welt bassor wird. Und ich 
bin weit entlernt, zu bohaupten, daß man die Politik 
‚der Rogierungen zu billigen hätie. Aber diese beiden 
Völker, die unendlich viele geistvolle und guigesinnte 
Menschen einschlioßen, die sollten sich zusammenlun 
Es gibt gar nicht mehr so viele Völker, din eigenllich 
das, was wir Kultur nennen, noch schützen können. 
Und wenn die Energien derer, und vor allen Dingen 
auch der Jugend, die ich liebe, die sich gegen Viet- 
nam empören, wenn diese Energien in produktiv 
Dinge eingehen, s0 können sie unendlich viel Wun- 
dervolles wirken. Und das Ist der Grund, warum ich 
lücklich bin, bei dieser Veranstaltung. bei der 
joutsch - amerikanischen Freundschaltsveranstaltung, 
mitwirken zu dürfen.” 


Sehr geehrter Herr Horkhelmer, 
Sie haben sich durch Ihr demonstratives Erscheinen 
i der Eröffnungskundgebung der deulsch-amerika- 
nischen Freundschaftswoche und mit Ihrer Rede im 
Amerikahaus auf die Seite der amerikanischen Re- 
gierung gestellt, die einen Krieg gegen das vieina- 
mesische Volk führt. Zwar haben Sie mil Bezug auf 
den Krieg in Vieinam betouert: „Über das Grauenhafte 
gibt es keinen Zweifel”, doch gibt sich diese Ab- 
iehnung von Gewalt zur Unterstützung der aggres- 
siven Rechlfertigung des Vielnamikrieges her, wenn 
Sie zuvor bohaupten, die USA führten In Vieinam 
einen Krieg für „die Verteldigung der Vortassung, die 
Verteidigung der Monschenrechte”. Denn: eindeul 
ine anti-kommunislischer Ideologie beantwor- 
ten Sie die Frage im voraus, für wessen Menschen- 
rechte die Amerikaner in Vielnam kämplen. 


Es stellt sich für uns die Frage, wie der Anspruch, 
den die Wissenschaft an die stellt, die sio zu b 

treiben vorgeben, sich mit der blinden, privalistisch 
verkleideten Apologie der amerikanischen Außenpolitik 
wie auch der gesellschaftlichen Verhältnisse in den 
USA vereinbaren läßt. Eindeutig ergibt sich aus einer 
ökonomisch-politischen Analyse des amerikanischen 
Krieges in Vieinam. daß dieser Krieg für die ameri- 
kanische Regierung zum einen die Funktion eines 
ökonomischen Hebels zur Beseitigung konjunklureller 
Krisen besitzt und zum anderen der laklische Aus- 
druck der ideologisch forcieren Angst von der ‚kom- 
munistischen Gelahr‘ ist. - Vieinam steht hier als 
Mogeilfall für alle Ländor dor ‚dritton Wollt, in denen 
die USA ihre ökonomische und politische Machistel- 
lung nur mit Hilfe militärischer Gewalt behaupten 
können. -- Die Fakten, mit denen eine Analyse der 
geseilschaftlichen Verhältnisse in den USA arbeitet, 
führen zu dom Ergebnis. daß der Faschisierungspro- 
zeB der amerikanischen Gesellschaft sich beschleu- 
nigt: die Tatsache, daß Farbige sich elementare Bü 

"gerechte vergeblich zu erkämplen versuchen — di 
Tatsache, daß Antikommunismus und Faschismus in 
don USA politische Kritik zum Volksverbrechen‘ 
stompeln, Insson die Berulung auf die Kulturlradition 
‚Amerikas zur markabren Farce werden. 


Wir diskutieren die Frage der mit dem Mantel dor 
Privatheit vorkloideten Unwissenschafllichkoit deshalb, 
weil wir uns bewußt sind, daß Sie einst gegen den 
deutschen Faschismus Stellung genommen haben. Ihre 
Stellungnahme damals versuchte, den Anforderungen 
oiner wissenschaftlichen Analyse insofern zu genügen, 
als Sie darauf hinwiesen. daß dor Faschismus nol- 
wendiges Produkt der Entwicklung des Kapitalismus 
ist und desson Entwicklungsgosetzen faklischen Aus- 
druck vorleiht. — In Ihrem Aufsatz „Die Juden und 
Europa” schrieben Sio z. 8.. gogon don Faschismus 
sich auf liboralo Donkart des 18. Jahrhundoris be- 
rulen hieße, an die Instanz appellieren, durch die er 
gesiogt habo. 

Studenten akzeptierten damals Ihre Analyse und bo- 
jofon sich auf sie, Ihre Stollungnahmo für dan ame- 
'kanischen Kriog in Vietnam zwingt Studenten heulo 
dazu, Sie handgreiflich daran zu erinnern, daß Sie 
hinter Ihre eigene Analyse zurücklallon, 


Ihre in die Apologie des Faschismus und Imperialis- 
mus umgoschlagene Resignation vor gosallschaitlich 
veränderter Praxis 1äßt für uns die Frage auftauchen. 
weiche Relevanz die kritische Theorie der gesoll- 
schaftlichen Praxis, sofemn sie aul Veränderung zielt, 
jemals zuerkannt hat. Weiterhin stellt sich das Pro- 
biem, ob es in dor Entwicklung der kritischen Theorie 
eine Kontinuität gibt bis hin zu Ihrer Unterstützung 
des amerikanischen Imperialismus. Um diese Fragen 


zu klären, bodarl 05 einer polilisch-wissenschaftlichen 
Diskussion. Wir würden uns frouen, wenn Sio daran 
telinähmen. Hochachtungsvoll 

SDS — Gruppe Frankfurt 


Sehr geehrte Kommilitonen, 
Zu dem Inhalt Ihres Offenen Briefes habe ich mehr zu 
sagen als die Worte, die mir jeizt in den Sinn kom- 
men. An der in Aussicht gestellten Diskussion will ich 
daher gern teilnehmen. 

Für meine Ansichten über don Krieg in Vietnam auf 
Wissenschaft mich zu berufen, vermag ich keineswags. 
und glaube, auch der SDS sollto vorsichtiger damit 
umgehen. Was in dom Briel als eindeutige Ergebnisse 
ökonomisch-polilischer Analyso über amerikanische 
Motive vorkundet wird, scheint mir eher die Wieder- 
holung populärer Vermutungen, als ernsthallo Er. 
kenntnisse darzustellen. Solbst wenn Sie recht hälten, 
bedürfte es des weiteren einer gründlichen Untersu 
chung sowohl der Machtkonstellalion auf der Gngen- 
seite, als auch der voraussichtlichen Konsequenzen, 
wenn sie gewinnen sollte. Sie übergehen den heiklen 
Fragenbereich mit Schweigen. 

ich selbst habe über die fiatlonalität des Vieinam- 
krieges_kein Urteil gefällt: stünde ich an veranlwort- 
licher Stelle in den Vereinigten Staaten, ich wüßle 
nicht, welche Entscheidung bei bestem Willen ich 
reifen würde, wenngleich meine Vorstellung über 
Herrn Ky recht eindeutig Ist, Sie jedoch solllen, als 
Gruppe des Widerstands, der Ideologie und Praxis 
beider Seiten auf den Grund gehen und zumindest 
die Frage stellen, ob die Borulung der asiatischen 
Machthaber auf die Lehren des Kommunismus, an 
den Ideon seiner Begründer gemessen, nicht” zur 
makabren Farce wird. Nicht nur, daß Domonsiralio- 
nen wie die Ihren in Europa wie in Amerika noch 
etwas bedeuten können, sondern Ihe Aufgabe als 
studentische Avantgarde verpflichtet, so meine Ich. 
zu einem differenzierteren Bekenntnis als zu dem, 
was an jenem Sonntag zum Ausdruck kam. 

Liebe zur freien Entfaltung menschlicher Kräfte ge 
bietet, das Ubergraifon tolalitärer Gewalten auf die 
Teile der Welt, wo Freiheil noch ein Dasein hal, wenn 
nicht zu vorhindern, so doch zu verzögern, Stalins 
Bündnis mit Hitler wio dossen Vorspiel, die gemein 
samen Attacken von Kommunisten und Nalionalsozia- 
isten auf die Weimarer Republik, sind nich! so lange 
vergangen, daß meine Furcht von der Verwandtschaft 
dessen, was heuto sich kommunistisch nonnt, mit fa 
schistischem Terror nicht Iebondig wäre, Wer in nieht- 
totalitäron Ländern vor der Entwicklung zum Faschis- 
mus warnt — ich bin der Leize, hier zu widersprechen 
-, sollte gängigen Losungen mißtrauen. mögen sie 
noch 50 plausibel klingen. Kommunistische Parlaihor 
schaft, das heißt dio Form des Notstands, in der zu- 
rückgabliebene Länder mit respektablem Potential den 
technischen Vorsprung dor Industrionesellschalt ein- 
zuholen, In der Rüstungsproduktion zu üherbielen 
suchen, bliebt immanenter ökonomischer Logik und 
äußeron Machlintorosson. wio der Tondenz zum In 

perialismus, nicht weniger vorhallet, als nur je die 
kapitalistische Walt, 

Für die Fortsetzung dos Krieges in Vioinam Amerika 
allein verantwortlich zu machen, setzt ein simples 
Bild der Welt voraus, das ich dom SDS, dem so viele 
Menschen quien Willens angehören, nicht zutrauen 
möchte. Kritische Theorie betrifft das Basiehende; sio 
im gegenwärtigen historischen Augenblick in solcher 
Weise zu beschränken, badeutet ihre schlechte No- 
gation. 


Mit. Troundlichen Grüßen 
Max Horkheimer 
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Parlamentssitzung 
Ein Bericht 


Nachdem viel gewählt wurde und jeder sein 
Pösichen hat, beginnt das Studentenparlament 
nun mit seiner Arbeit. Dies verdient festge- 
halten zu werden, denn es war in den letzten 
Jahren in Frankfurt gar nicht selbstverständ- 
lich, daß ein Parlament noch etwas anderes 
tat, als den Schacher um Pöstchen abzuschlie- 
Bon. Nachdem die neue Satzung in Kraft ge- 
treten ist, und ein nach Listen gewähltes Par- 
lament — also aus Fraktionen zusammenge- 
setztes — amliert, war man gespannt ob es 
arbeitsfähig sein wird. Will man eine Zwischen- 
bilanz aus den ersten drei Sitzungen ziehen, 
so kann man angenehm überrascht sein.. Die 
große Befürchtung, daß ein starrer Fraktions- 
zwang jede Diskussion unterbinden würde, 
hat sich erfreulicherweise nicht bewahrheitet: 
es ist schon fast die Ausnahme, wenn eine 
Fraktion geschlossen abstimmt. 
Der zweite erfreuliche Aspekt ist mehr formel- 
ler Nalur: man ist gewillt zu arbeiten. Man 
kommt zu den Sitzungen, man engagiert sich, 
man arbeitet in den Ausschüssen, man ist 
plötzlich souverän genug, seine Kraft nicht an 
formalen Dingen zu verschleißen, sich durch 
formale Gründe nicht von der zweckmäßigsten 
Arbeitsweise abbringen zu lassen. Für die 
endlosen Geschäftsordnungsdebalten früherer 
Jahre zeigt man wenig Verständnis, dalür wird 
der Paragraph der Geschäftsordnung um so 
mehr strapaziert, der es dem Haus ermöglicht, 
sich für einen speziellen Punkt mit zwei Drittel 
Mehrheit über jede Bestimmung der Geschäfts- 
ordnung hinwegzusetzen. 
Das Resultat ist beachtenswert: weit über drei- 
Big Anträge wurden bisher behandelt. Die 
wichtigsten Entscheidungen sind auf dem so- 
zialen Sektor gefallen. So trat die Studenten- 
vertretung einstimmig für eine familienunab- 
hängige, soziale Förderung an Stelle des 
„Honnefer Modells" ein. Mittel für die Errich- 
tung eines Studentenkindergartens wurden 
freigestellt. Bei anderen Fragekomplexen 
(Mensapreise, Bundesbahntarife, Wohnheim- 
politik der öffentlichen Hand u. a.) wurden die 
Bemühungen der letzten Jahre intensiviert. 
Auch die Abrundung der rechtlichen Grund- 
lagen der Studentenschaftsarbeit (Finanz-, Ge- 
schäfts- und Fachschaftsordnungen) wurden 
zielstrebig in Angriff genommen. 
Leider kommt man auf dem wichtigsten Sektor 
der studentischen Interessenvertretung am 
langsamsten voran: auf dem Gebiet der Hoch- 
schulpolitik. Hier betritt man bedauernswerter- 
weise Neuland. Hochschulpolitik beschränkte 
sich in Frankfurt auf die Aktivität der jeweiligen 
AStA-Vorsitzenden, die meistens mehr oder 
weniger kritiklos die Ansichten des Verbandes 
Deutscher Studentenschaften, an denen sie 
mitgearbeitet halten, übernahmen. 

Die Frage der Öffentlichkeitsarbeit ist 
das Problem, das das Parlament zur Zeit am 
meisten beschäftigt. Wie kann erreicht wer- 
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den, die Probleme, die Entwicklungen, die Fort- 
schrilte und Rückschläge, den Erfolg und Miß- 
erfolg studentischer Politik zumindest inner- 
halb der Studentenschaft publik zu machen? 
Wie, daß sich die Mehrzahl der Studenten mit 
ihren Vertretern identifiziert? 

Daß man dies nur durch einen jahrelangen Pro- 
zeß mit etlichen Neuwahlen erreichen kann, aber 
es ist sicher ein Anfang, daß sich jelzt auch die 
Funktionäre ernsthaft den Kopf zerbrechen. 
Eine gleichgroße Schwierigkeit besteht in der 
Uninformiertheit der Parlamentsmitglieder. Auf 
der einen Seite eine Handvoll ehemaliger ASIA- 
Mitglieder, die sehr gut informiert sind gegen- 
über der Rest, der sachlich unaufgeklärt ist. 
Die Parlamentarier haben dies erkannt und 
benutzen gut ein Drittel jeder Parlamentssit- 
zung zu ihrer eigenen Information. Die oft sehr 
grundsätzlichen Diskussionen, die sich an die 
Berichte der Studentischen Vertreter anschlie- 
ßen, sind nicht nur für die betrolfenen Vertreter 
selbst sondern auch für die Öffentlichkeit in- 
teressant. Sie werden es dem Parlament sicher 
leichter machen zu einer Standortbestimmung 
der Studentenvertretung an der Universität 
Franklurt zu gelangen. Dieses Selbstverständ- 
nis, ob kodiliziert oder nicht, ist nicht abzu- 
leugnende Grundlage jeder studentischen Po- 
Nitik; 

Es ist schade, daß das erste funktionierende 
Parlament sich einen so schwachen ASIA ge- 
kürt hat. Was selbst in der Zeit der großen 
Krise der Studentenschaft vor einem Jahr 
hatte vermieden werden können, daß nämlich 
die „Regierung" sich keine einheitliche Mei 
nung bilden kann und in der Öffentlichkeit 
uneins auftritt und somit jede Aktion im vorhin- 
ein zum Scheitern verurteilt, entwickelt sich 
neuerdings zum Stil des AStA. Ar. 


Poetikdozentur 


Eine Besprechung 


Baumgart, der über „Aussichten des Romans“ 
in seiner Gastdozentur sprechen wollte, be- 
gann mit einer Standortbestimmung. Er wand- 
te sich gegen jede normative Poelik und be- 
reitete damit die Grundlage seiner Reflexion 
vor. Seine Gedanken gehen von den prakt 
schen Möglichkeiten der Prosa aus. So ver- 
suchte er, über den Film die Literatur auf ihr 
eigenes Medium zurückzuführen, die Sprache 
Nicht gilt es Fiklionen auf Papier zu bannen, 
sondern die Sprache selbst vom bloßen In- 
strument zum eigentlichen Gegenstand der 
Literatur zu machen. Man mag das eine ba- 
nale Weisheit nennen, aber man nimmt sie 
selten wörtlich. Baumgart tat es: Absage an 
das raunende Beschwören des Imperfekts. Er 
20g endlich die Konsequenz aus dem „Doktor 
Faustus". Aber es erfolgt nicht der Umschlag 
in ein pseudoneutrales Erzählen. Das Trauern 
nach dem Mannschen Subjekt findet sich gern 
wieder hinter beschwörender Neutralität, die 
eine literaturgeschichtliche magere Wiederho- 


lung im schlechtesten Sinne ist. Bei Baum- 
gart rückt die Sprache als vorgelormtes wie 
reflektiertes Material in das Zentrum. Darin 
gründet sich sein Realismus. Nicht das alte 
Ich bliebi erhalten, auch versteckt es sich nicht 
hinter einem „neutralen Es" das verzweifell 
festzuhalten sucht, wie der Käse schimmelt, 
sondern der Schriftsteller wird zum Monteur, 
Handwerker. Über den Film erlernt der Schrilt- 
steller, seine Möglichkeiten neu zu bedenken. 
Er findet den Weg zur dokumentarischen Li- 
teratur. Durch die Montage der Sprache kriti- 
siert sich die Sprache selbst und damit die 
Welt, der sie entstammt. Baumgart nennt das 
linke Literatur". In dieser Form erscheint sie 
mir durchaus wünschenswert, auch wenn sie 
— nein, gerade wenn sie keine große mehr ist. 
Gesinnungsliteratur, schlimmstes 19. Jahrhun- 
dert, hat endlich abgedankt. Gleichzeitig po- 
lemisiert Baumgart damit gegen den Avant- 
gardismus der hohlen Faust, der das noch 
ästhetisiert, was nicht mehr ästhetisiert wer- 
den darf. Nun — bloße Theorie ist das alles 
nicht, sondern die Praxis hat die Ansätze 
schon gezeigt. Von Alexandeı Kluge, Uwe 
Johnson und Marlin Walser, von jüngeren 
und älteren kann schon gesprochen werden. 
Schließlich findet auch der Leser seine Posi- 
tion. Lesen heißt Kritisieren. Baumgart holt die 
Literatur aus dem Tempel. Was.Kunscht" war, 
soll es nicht mehr bleiben. Baumgart fordert 
den kritisch aneignenden Leser; das soll den 
Schriftsteller von einer drückenden Last be- 
freien, vom gefräßigen Anspruch einer nor- 
mativen Poetik, zugleich aber auch vom Lite- 
raturkonsumenten, sei es vom einfühlenden, 
en es vom intersssierten, der auf dem neue- 


sten Stand bleiben will. 
in Seminar über politische Dramen sollte den 
Praktiker Baumgart bestätigen. Baumgart ver- 
$uchle, anhand von Texten praktische Erfah- 
rungen für die Möglichkeiten eines zu schrei- 
beden Stücks zu sammeln. Doch mit Germa- 
nisten läßt sich bekanntlich schwer diskutie- 
ren. Die Vorverständnisse von Politik und 
Kunst ließen sich nur mühsam überwinden. 
Nur mühevoll gelang es, sicher gegen den 
Willen mancher im Seminar, eine theoretische 
Dimension zu entfalten, die Baumgart selbst 
nicht so liegt. Aber erst darüber kam die Dis- 
kussion. An „Dantons Tod“, „Marat“, „Ui" und 
der „Ermittlung“ setzte die Auseinandersel- 
zung zwischen Theorie der Literatur, der Praxis 
literarischer Produktion und geschichtlich 
konkreter Analyse an. die den Anfang einer 
wünschenswerten historischen Poetik bildet. 
Der Zwang der Zeit - 5 Seminarabende waren 
vorgesehen — ließ es nicht zu, die Ergebnisse 
und Differenzen auszudiskutieren. 
Bleibt nur festzustellen, daß Baumgart selbst 
sich dogmatischer Poetik enthält, ohne gleich 
in posilivistische Literaturkritik zu verfallen. 
dieser Position ergeben sich fast wie von 
selbst die Widersprüche, die die von Baumgart 
geforderte dokumentarische Literatur durch- 
praktizieren muß, ebenso wie deren Theorie. 
Noch durch „Literatur für Zeitgenossen", 1966, 


archiviert von: Rechtsanwalt H. Riehn 


bis zur Vorlesung „Engagement", 1967, hält 
sich der Widerspruch durch, gegen das Mu- 
seale zu polemisieren und doch von der Lite- 
ratur zu reden, die bleibt. Wird dokumentari- 
sche Literatur sich schließlich doch noch in 
einem dialektischen Verhältnis zur Tradition 
entfallen können, wie ein Dialektiker jüngst 
feststellte: „Wiederzukehren vermag Tradi- 
tion einzig In dem, was unerbitllich ihr sich 
versagt."? Sind nicht die Fragen des Bleibens 
von Literatur im literarischen Produkt dann 
sekundär geworden? Ich glaube, Baumgart 
würde zustimmen; denn sonst wäre auch er 
am Ende noch noch ein Konservativer. D.C. 


Germanistenausschuß ? 


Des Germanisten guter Stern auf allen Straßen 
— Goethe: „Was lange währt, wird endlich gut". 
Diesen Satz vor Augen beschloß der Seminar- 
ausschuß, nach mehrjährigem Hader mit der 
trägen Germanistenmasse, die Flucht nach vorn 
anzutreten. Durch pseudo-demokralische Ak- 
klamationswahlen wurde zum letzten Mal vor 
zwei Jahren ein Ausschuß in dio Welt geselzt, 
der schon den Bazillus der Auflösung in sich 
trug. 

14. 11.1967 letzter Versuch: 
Die Professoren sollten die vielen durchs Uni- 
versitätsleben irrenden Germanisten aufklären. 
Denn wer von den zuletzigenannten kennt 
schon seinen Studiengang? Der Ausschuß riel, 
und ihrer 170 kamen zum moeting. Fragen über 
Fragen und erstaunte Gesichter bei den Pro- 
fessoren. Es wurden etliche Unstimmigkeiten 
im Ablauf des Studiums offenbar. Wenn auch 
der Wissensdurst der Studenten nur in gerin- 
gem Maße gestillt werden konnte, halle dieses 
Treffen dennoch einige positive Aspekte: 

Den anwesenden Professoren wurde im Laufe 
der Diskussion klar, daß verschiedene Fragen- 
komplexe, z. B. Aufnahmebedingungen ins 
Hauptseminar, die Magisterprüfung, usw. noch 
der weiteren Erörterung bedürfen, 

Der Seminarausschuß machte einige Vorschlä- 
ge, die die Arbeit im Seminar erleichtern sollen 
Verlängerung der Bibliolheksölfnungszeiten an 
einem der Wochentage, 

eine Über-Nacht-Ausleihe von Büchern, 

ein Zimmer für die Nichtraucher, 

ein Getränkeautomat. 

Das Unvorstellbare wurde Wirklichkeil: Zwei 
Stunden Gespräch reichten kaum aus; um die- 
se und andere Fragen und Vorschläge zu dis- 
kutieren. Und die Räume des „cads" reichten 
beim anschließenden Zusammensein von Stu- 
denten und Professoren nicht aus, die Kon- 
taktbegierigen alle zu fassen. Die letzten Ger- 
manisten, einschließlich der Professoren Brak- 
kert und von See, diskutierten dann noch bis 
in die frühen Morgenstunden im Bonnhöfer- 
Haus weiter. 

Inzwischen ist ein weiteres Treffen, auf dem 
u. a. über die Kontroverse Emil Staiger-Max 
Frisch diskutiert werden sollte, an Schwierig- 
keiten gescheitert. Röllinghoft 
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Kommissionen ohne Ende 


Am 28. Februar fand die konstituierende — und 
bisher einzige — Sitzung der Studienkommis- 
sion zur Ausarbeitung und Verbesserung des 
Studienganges für die Soziologen der phil. 
Fakultät stalt. Sie war unter miesen und wirren 
Verhältnissen zustande gekommen, auch von 
dem aktiven Teil der Studenten wenig beach- 
tet, geschweige denn unterstützt; ein Zwitter- 
ding ohne formaldemokratische Rechte. Sie 
konnte nichts beschließen, was kodifizierte 
Gültigkeit hätte beanspruchen können; dieser 
Mangel führte zum Beispiel zu einem Hoch- 
spielen der Parität auf Seiten der Studenten, 
zur Weigerung der Professoren, während der 
Sitzung Tonbandaufnahmen zu gestatten, und 
zu einem Geplänkel über die Veröffentlichung 
des Protokolls, 

Zwar waren die studentischen Kommissionäre 
von einer Fachschaftsversammlung gewählt 
worden, aber die Infrastruktur der Fachschaft 
war zum damaligen Zeitpunkt so labil, daß die 
Kommissionsvertreter keine qualifiziert poli- 
isch agierenden Studenten als Legitimation 
und Druckmiltel hinter sich wähnen konnten. 
Mit anderen Worten; es gab für die Kommii 
sionsvertreter keinen konkreten politischen 
Auftrag, der sie zwang, objektiv eindeutige In- 
teressen zu vertreten. Sie konnten nur nach 
eigenem Ermessen Interessen formulieren. Man 
kann nicht sagen, daß dieses handicap nicht 
voraussehbar war, aber die Kommission kam 
dennoch zustande, in der Hofinung, sie von 
einem unverbindlichen Diskussionsforum in ein 
Mitbostimmungsinstrument umzumünzen. Als 
die Kommission ihre Arbeit aulnahm, sahen 
sich die Studenten gezwungen einige von den 
Professoren geschaffene vollendete Tatsachen 
wegzudiskulieren, an deren Zustandekommen 
sie nie beteiligt gewesen waren: 

Die „Empfehlungen zum Soziologiestudium" 
konnten nur noch philologisch kritisiert wer- 
den; d. h. es konnten nur die offensichtlichen 
Widersprüche zwischen ihrer Deklaration als 
„Empfehlungen“ und deren apodiktischen In- 
halt festgestellt werden. Die vage Zusicherung 
von Seiten der Professoren, diese Empfehlun- 
gen seien nur „voläufig", war alles, was für die 
Studenten dabei herauskam. Die Empfehlun- 
‚gen wurden ohne das Wörtchen „vorläufig" zu 


Beginnn dieses Semesters verteilt. Damit ist 
schon ein Löwenanteil von dem verwirklicht, 
wogegen die Studenten antreten wollten; die 
strenge Zweiteilung des Studiums in Grund- 
und Hauptstudium. 

Zwar wird immer wieder betont, daß eine 
strenge Zweiteilung des Studiums nur Im In- 
toresse der Studenten sei, daß es für die Leh- 
renden ein Opfer bedeute, ein Grundstudium 
anzubieten, aber es gibt keine Garantie dafür, 
daß ein solches Grundstudium sich nicht in 
der Praxis auf das schulmäßige Sammeln 
von Techniken reduziert. Ein solches starres 
Stufensystem, das erst nach abgeschlossenem 
Grundstudium gestaltet, an wissenschattlicher 
Forschung leilzuhaben, hat Gelahren; sie „be- 
stehen darin, daß das Primat des Lernens von 
Techniken sich ungebrochen im weiteren Stu- 
dium lortsetzt. Haben die Studenten sich erst 
einmal in diesem Sinne ein bestimmtes Kato- 
gorienschema angeeignet, so ist es ihnen 
möglich, während des ganzen Studiums alle 
aultauchenden kognitiven Dissonanzen ohne 
Schwierigkeiten aulzulösen.” (Protokoll der 
Kommissionssitzung vom 28. 2. 1967) 

In dieser Frage konnten sich die Studenten 
kritisch äußern, aber die Schwierigkeiten einer 
solchen Kommissionsarbeit fangen an, wenn 
die Frage auftaucht, „wie die große Zahl der 
künftigen Diplomsoziologen sich im Beruf 
durchsetzen wird. Die Erfahrungen haben bis- 
her gezeigt, daß Problembewußtsein und eine 
breite Ausbildung in empirischen Methoden, 
Materialien und theoretischen Fragestellungen 
das beste Rüstzeug darstellen. . . . Bisher 
reichte vor allem die empirische Ausbildung 
der Studenten nicht aus, um eine berufliche 
Selbständigkeit zu gewährleisten.” 

Die Zweckrationalität einer solchen Fragestel- 
lung ist offenkundig, aber sie macht hinterrücks 
die Kritik an dem geplanten Studiengang durch 
„harte Tatsachen" zunichte. Will man diese 
„realistischere" Argumentation akzeptieren, so 
muß man alle Konsequenzen ziehen, wie nu- 
merus clausus und Studienzeilbeschränkungen. 
Aber es ist sehr die Frage, ob eine solche 
Kommission sich im Sinne väterlicher Sorge, 
um den späteren Marktanteil der Soziologie 
Studenten kümmern sollte. 


Nach einer ersten Sitzung sind keine Ergeb- 
nisse zu erwarten, aber eine polilisch aktive 
Minderheit der Studenten war der Ansicht, die 
Kommissionäre hätten sich „einmachen” las- 
sen. Es ist klar, daß die hierarchische Struktur 
der Universität und die autoritäre Gebunden- 
heit der Studenten an die Professoren Ver- 
handlungen zwischen Interessenten so unglei 
chen Status für die Studenten erschwert, aber 
das darf nicht heißen, daß. die Studenten zu 
diesem Zeitpunkt auf diese — in der Tat — 
kabinettpolitische Institution verzichten könn- 
ten. Wenn man sich hinreichend darüber im 
Klaren ist, daß die Professoren in wichtigen 
Fragen Informationsmonopole haben, dann 
dar man nicht kurzsichtig auf die legitime 
Teilhabe an dieser Quelle verzichten. 

War die Situatlon vor der ersten Kommisisons- 
sitzung denkbar ungünstig, d. h. ungünstig im 
Hinblick auf konkrete Tatbestände, an denen 
sich exemplarisch die Konflikte zwischen den 
Interessengegnern hätten festmachen lassen, 
so gab es seither deren wenigstens einige; die 
schon erwähnte Veröffentlichung der „Empfeh- 
lungen", denen weder formal noch inhaltlich 
eiwas „Vorläufiges“ anhaltet, das Einführen 
einer „Ireiwilligen“ Abschlußklausur im Semi- 
nar „Sozialstruktur der BR“ und die Praxis des 
Vordiploms, das erstmals nach der im vorigen 
Jahr verabschiedeten neuen Prüfungsordnung 
sich vollzog. Außerdem gibt es viele Unklar- 
heiten über den praktischen Sinn der ab Be- 
ginn des Sommersemesters von Wiso und phil.- 
Fakultät gemeinsam angebotenen Veranstal- 
tungen. 

Man hätte hoffen können, daß diese Gemein- 
samkeit zur Verwirklichung der schon so oft 
erwähnten „Durchsichtigkeit von Prülungsbe- 
dingungen“ dienen sollte, aber die Praxis des 
neuen Vordiploms ließ sich davon nichts an- 
merken. Im Gegenteil, zwei Professoren der 
Volkswirtschaltsiehre mit zwei sehr verschie- 
denen theoretischen Ansätzen waren als Prü- 
fer vorgesehen, ohne daß die Prüflinge von 
dieser Nominierung rechtzeitig erfuhren. Die 
Gemeinsamkeiten reichen praktisch noch nicht 
einmal zu einem informellen Kontakt zwischen 
Professoren und Assistenten beider Fakultäten. 
Auf diesem Hintergrund ist es verständlich, daß 
die „freiwilligen" Abschlußklausuren Professor 
von Friedeburgs einen Anlaß boten, das Semi- 
nar spontan zum öffentlichen Forum der Re- 
formdiskussionen zu machen. Die Reaktionen 
einer Mehrzahl von Studenten auf eine solche 
spontane Unterbrechung des Universitälsbe- 


triebes haben sehr deutlich die autoritären 
‚Abhängigkeiten der Studenten von den Pro- 
fessoren gezeigt. Einige von ihnen boten dem 
Professor Ihre vernünftige Hilfe gegen die 
Ruhestörer an. 

Die Professoren betonen nachdrücklich, daß 
ihnen nichts daran gelegen sei, sich mit den 
apathischen und reaktionären Studenten zu 
solidarisieren, aber sie unternehmen nichts 
Grundsätzliches gegen ihre eigenen, disfunk- 
tionalen Autoritätspositionen. Die „Freiwillig- 
keit" der Abschlußklausuren darf nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß eine große Minderheit 
von Studenten gezwungen ist, sie „unfreiwillig’ 
mitzuschreiben, um als Stipendienemplänger 
einen Leislungsschein vorweisen zu können. 
Angesichts dieser Tatsache könnte man das 
„Ireiwillig“ weglassen, denn so dient es nur 
zur Verschleierung der Tatsache, daß Studion- 
reiorm hier im Sinne der einen Interessen- 
gruppe über die Köpfe der Studenten hinweg 
vorwirktlicht werden soll, 

An diesem marginalen aber symptomatischen 
Fall wird das Dilemma einer Kommission deut- 
lich, die mit keinem von vornherein zugestan- 
denem Mitbostimmungsrecht ausgestattet ist. 
Es wäre unbedingt notwendig gewesen — auch 
im Interesse der Professoren — eine so eini- 
schneidende Maßnahme wie das Einführen 
einer Klausur in der Kommission zu diskutie- 
ren, zumal die Kommission jederzeit einbeurf- 
bar gewesen wäre. Die Professoren hälten 
ängstlich den Eindruck vermeiden müssen, als 
planten sie im Geheimen. 

Für eine neue Kommissionssitzung, die vor 
Kurzem einberufen worden war, hälte es also 
genug Material in „harten Forderungen" ge- 
geben, aber auch hier hat Spontanietät das 
Anbringen der Forderungen verhindert. Am 
Tage vor dem Kommissionstermin kündigten 
Studenten im Adorno-Proseminar an, die Sit- 
zung sei für den interessierten Jedermann zu- 
gänglich. Eine daraus folgende Taktik aber 
wurde nicht genügend ausdiskuliert. Dieser 
Mangel an Vorbereitung zufolge, konnten sich 
die Professoren mil dem legitimen Hinweis, sie 
seien über eine öffentliche Sitzung nicht in- 
formiert gewesen, zurückziehen. Man schied 
mit der Verabredung zu einer Fachschaftsvoll- 
versammlung. 

So hatte man weder Öffentlichkeit noch „Iarte 
Forderungen" durchsetzen können, die an sich 
günstige Situation, die durch die spontanen 
Aktionen im Seminar entstanden war, konnte 
nicht genutzt werden Monika Steffen 


Ombudsmann für Wiso 


Ein erfolgreicher Abschluß des Studiums ist 
eine feine Sache. Glücklich, wer soweit ist. 
‚Aller Ärger während der Studienzeit, dem man 
nicht wirksam Luft machen konnte — sei es, 
weil die Zeit fehlte, weil es zu gefährlich im 
Hinblick auf die Prüfung und zu dem mißlich 
erschien, ohne die anderen, die doch nicht mit- 
zogen, die eigene Sache zu vertreten — er liegt 
nun weit zurück 

Und nach uns? Mögen kommende Studenten- 
generalionen nur selbst damit fertig werden! 
Doch dann regt sich plötzlich das Gewissen, 
wenn man an die vielen Kommilitonen denkt, 
die den Weg durch die Uni noch vor sich haben. 
$o manches liegt beunruhigend im Argen, auch 
wonn man das Examen hinter sich hat. 

Schauen wir einmal genauer hin: 

(1) Es ist offizielle Regel, daß die Nofe der Di- 
‚plomarbeit dem Kandidaten itmitgeteilt wird. 
Die Prüfungsordnung sagt hierüber nichts aus. 
Begründet wird die Maßnahme mit dem Hin- 
weis, daß es sich um einen Teil der gesamten 
Prüfung handele. Hiergegen spricht die Be- 
deutung dieser Arbeit und Ihr zeitlicher Abstand 
zum zweiten (Haupt-)Teil des Examens. Sie er- 
hält dadurch den Charakter eines Vordiploms, 
dessen Ergebnis man kennen müßte, damit 
man zur Klärung und Verbesserung der eige- 
nen Studienpläne eine Hilfe hat. Die Kenntnis 
der Bewertung erleichtert nicht nur die Vor- 
bereltung auf das Examen, sie dient auch dazu, 
einer sehr späten Notengebung erst kurz vor 
dam Hauptexamen und einer nachträglichen 
Notenkorrektur „hinter den Kulissen“ (das soll 
vorkommen!) vorzubeugen. 

(?) Ebenso ungeregelt und dennoch von emi- 
nenter Wichtigkeit ist dio Frage, ob eine 5 im 
Mündlichen mit der (hier einmal besser als 5 
angenommenen) Note Im Schriftlichen ohne 
weiteres zu insgesamt „unbefriedigend“ zu- 
sammengezogen werden darf, zumal von die- 
sem Ermessensgebrauch (oder -fehlgebrauch) 
bei nicht ausgleichbaren Fächern das Bestehen 
oder Nichtbestehen des gesamten Examens 
abhängt. _ 

(9) Seine schulmeisterliche Ader entdeckt das 
Prüfungsamt bei der Auflage, die Zeit, die bis 
zur Wiederholung dos Examens zu verstreichen 
hat, nach der Zahl der Fünlen im ersten miß- 
lungenen Durchgang zu staffein. 

(4) Schließlich existiert auch die Regelung, 
eine abgegebene Diplomarbeit nach sochs Se- 
mestern verlallen zu lassen, soweit sich der 
Kandidat nicht rechtzeitig zum Examen gemel- 
det hat, Soweit so gul und auch ordnungsge- 
mäß (vgl. Prüfungsordnung, Titel: „Anmeldung 
zum zweiten Teil der Prüfung”, Abs. 1). 

Nun hat man aber diese Regelung auch auf 
die Kandidaten ausgedehnt, die zwar dieser 
Anforderung Genüge geleistet haben, aber 


beim ersten Anlauf keinen Erfolg hatten und 
das Exanıen wiederholen müssen. Sind näm- 
lich bei ihnen im Verlauf des Examens oder 
kurz danach die sechs Semester verstrichen, 
müssen auch sie, ganz gleich welche Bewer- 
tung die Arbeit erfuhr, neuschreiben (das be- 
deutet: weit mehr als sechs Monate zusät 
harte Arbeit, die, je nach dem Thema der 
neuen Arbeil, keineswegs der besseren Ex- 
‚amensvorbereitung dienen muß). 

Diese Handhabung erfolgt eindeutig zuungun- 
sten der Kandidaten, also nicht nach dem Motto 
„im Zweifel für den Angeklagten“; sie steht 
wohl auch im Widerspruch zur Prüfungsord- 
nung: Denn die genannte Sechssemesterbe- 
stimmung bezieht sich eindeulig nur auf die 
Meldung zum Examen, während der Titel „Wie- 
derholung der Diplomarbeit aussagt. Hingegen 
werden andere, in unmittelbaren Zusammen- 
hang hiermit stehende Dinge explizit geregelt: 
Danach muß der Repetent nur dann neuschrei- 
ben, wenn die Arbeit nicht besser als 3 be- 
wertet wurde. Ein wahrhafter circulus vitiosus, 
denn die Sechssemesterbestimmung soll ja 
gerade durch eine rechtzeitige Examensmel- 
‚dung zu einem kurzen Studium zwingen. 

In dieser und anderer Hinsicht wird allzu häu- 
fig nachteilig für den Studenten entschieden. 
Der Formalismus treibt munter Blüten, die 
Früchte sind leider nicht genießbar. 

(5) Es wäre schon viel gewonnen, wann sich 
alle Professoren in der Prülungsordnung aus- 
‚kennen, und sie bei ihren Bewertungen berück- 
sichtigen würden. 

Sich zur Wehr setzen, ist übrigens gar nicht so 
leicht und nicht jedermanns Sache. Bei der 
Anpassung an eine servile Unterwürtigkeit, 
verlernt sich das. Ihrer muß sich vor allem der 
Anfänger bedienen, wenn er überhaupt In den 
Bereich der Verwirklichung des Rechtes auf 
Information kommen will. 

(6) Demjenigen, der sich ungerecht behandelt 
glaubt, bleibt oft nur der wenig angeneh- 
me Weg der Klage über die Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit. Die Scheu der Studenten vor 
diesem Schritt ist den „Verantwortlichen oben“ 
wohl bekannt. Es erscheint daher wenig fair, 
wenn Probleme, die mit einigem Wohlwollen 
auf unterer Ebene geregelt werden könnten, 
auf diese Weise einfach abgeschoben werden. 
Wenn es überhaupt zu einem Prozeß kommt, 
wird er leider der studentischen Öffentlichkeit 
häufig vorenthalten. Unter den derzeitigen Ver- 
hältnissen ist kurziristig vielleicht eine Lösung 
in der Schaffung einer unabhängigen Be- 
schwerdestelle, in der Berufung eines soge- 
nannten „Ombudsmannes” zu suchen (vgl. ent- 
sprechende Einrichtungen für die gesamte Öf- 
fentlichkeit, wie sieiim Ausland, neuerdings auch 
für die Bürger Hamburgs, bestehen, und dieden 


Beschwerden der Bürger gegenüber der Exe- 
kutive nachgeben; vgl. auch die Einrichtung 
des Wehrbeauftragten). An diesem Ombuds- 
mann, der eine Art „vierte Gewalt” darstellt, 
und der ein uneingeschränktes Recht zur In- 
formation (mit Einsicht in alle Akten), zur Rüge 
und zur Klage hat, könnte sich jeder Student 
wenden, ohne gleich den Gerichtsweg wählen 
zu müssen. Allerdings wären einem solchen 
„Ombudsmann“ auch nur begrenzte Möglich- 
keiten gegeben. Was die akademische Atmo- 
sphäre verdirbt, sind Mißstände, die zu besei- 
tigen nur eine Reform der Universität imstande 
wäre. 

„Das vertikale System unseres akademischen 
Bildungsbetriebes erzeugt von Stufe zu Stule, 
vor allom bei den jüngeren, noch nicht gelorm- 
ten Menschen, Gefühle der Unterwürfigkeit und 
der Angst, die unvereinbar sind mit einer tiefer 
begriffenen akademischen Freiheit, die den 
ganzen Menschen meint". Die häufig einem 
geistig mülndigen Menschen unwürdigen, münd- 
lichen Prüfungen (zum Gaudi oder Gruseln der 
zuhörenden künltigen Examenskandidaten) sind 
ein Symptom dafür. 

(7) Fragwürdig ist auch die hohe Durchlalls- 
‚uote, mit der bewußt oder unbewußt der Mas- 
senandrang gesteuert werden soll, aber ohne 
nachhaltigen Erfolg — von volkswirtschaftlicher 
Vernunft oder einem Verständnis für des Ein- 
zeinen Schicksal gar nicht zu reden. Man macht 
es sich zu leicht, die Schuld immer nur in der 
Dummheit der Studenten zu suchen. Denn: 

(8) Warum gibt es keinen „Schwanz beim Ex- 
amen, oder zumindest Zwischenprölungen, die 
Stollandrang zum Examenszeitpunkt beseiti- 
gen? Warum schafft man keine mehrstufigen 
Abschlüsse, um zu verhindern, daß man nach 
zwölf Semestern und durchaus erfolgreichen 
Erwerb aller Seminarscheine schließlich be- 
scheinigt bekommt, daß man zum Studium doch 
nicht tauge? 

(8) Wer sein Examen dann doch geschafft hat, 
auf den wartet eine besondere Überraschung: 
er muß sich mindestens ein Jahr godulden, bis 
sein Diplom ausgefertigt wird. 

(10) Fragwürdig ist nicht zuletzt der gesamte 
Lehrbetrieb. Was die Verwendung moderner 
technischer Mittel anbelangt, so stehen wir in 
der Universität noch fast im Mittelalter. Der 
„Time-lag" auf dem Gebiet der Hochschuldi- 
daktik ist fast eben so groß. So revolutionär 
es sein mag, was der Fachprofessor X aus sel- 
nem Gebiet vorträgt, so unterentwickelt Ist der 
gesamte Lehr- und Bildungsprozeß. Vielleicht 
vermag unter den jetzigen Umständen eine 
olfene Vorlesungskritik gewisse Abhillen zu 
schaffen. Im übrigen verlagert sich die Stoff- 
übermittlung mehr und mehr auf den Repetitor. 
An all diesem Nachhinken der Universität ist 
auch der oft enge Interessenkreis der Profes- 
soren, ihre Beschränkung auf ihr Fach, ihr 
mangelhafter Wille zum Engagement und zur 
Kooperation mit den Studenten in der Univer- 
sität schuld. 

Allerdings mit einer Kritik am deutschen Uni- 
versitätsmythos und an der Hochschulverfas- 
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sung ist es nicht getan. Die Krise der deutschen 
Universität hat tiefere Ursachen, die auch in 
der Struktur und der Einstellung. unserer Ge- 
sellschaft zu Bildungsfragen begründet liegen. 

3. Schade 


Filmstudio 


Die glorreichen Zeiten des Filmstudios schei- 
nennen zurückzukehren. Durch die Vorlinan- 
zierungshilfe der Stiftung Studentenhaus wur- 
de der Umbau der Filmvorführräume im Stu- 
dentenhaus ermöglicht. Die neuwertigen Breit- 
wand- und Cinemascopefilmvorführanlagen aus 
der „Camera" stehen als Landeseigentum dem 
Filmstudio wieder zur Verfügung und sind ein- 
gebaut. Das Programm wird reichhaltiger, die 
Finanzlage hoffentlich besser. Der Rektor der 
Universität hal durch eine großzügige Unter- 
stützung von DM 10000 den Kauf einer ent- 
sprechenden Leinwand ermöglicht. 

Der Kurator, an den das Studio mehrmals her- 
angetreten war, versprach sich ebenfalls an 
den Umbaukosten zu beteiligen; allerdings ist 
auf einen diesbezüglichen Antrag von Carlos 
Döbel noch keine offizielle Antwort eingegan- 
gen. Ein subalterner Angestellter gab lediglich 
eine telefonische Bestellung zum Ausbau der 
Vorführmaschinen, wies dabei aber die Geld- 
Trage zurück. 

Eine weitere Zusage gab der Kurator am 9. 5, 
1967 und versicherte C. Döbel, daß zumindest 
ein Teil der Umbaukosten (ca. DM 6000) noch 
dieses Jahr überwiesen wird. 

Die Einweihung der neuen Anlage erfolgte am 
6. 6. 1967 vor geladenen Gästen. Das laufende 
Programm wird am 7. 6. mit „Die Verachtung” 
(7,95 m nacktes Fleisch — "Brigitte Bardot) 
begonnen, or 
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